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Mehrere hundert Menschen demons- 
trierten am 3. Oktober in Köln für 
eine dauerhafte Bleiberechtsregelung 
für Flüchtlinge. Vor allem Menschen, 
die aus dem Kosovo geflohen sind 
und die zum Teil schon seit Jahren hier 
leben, sind zur Zeit massiv von Ab- 
schiebung bedroht. 


Flüchtlinge brauchen Schutz 

BERLIN. Zahlreiche Initiativen und Orga- 
nisationen hatten vom 2. bis 4. Oktober 
anlässlich des ‚Tags des Flüchtlings‘ zu 
Kundgebungen gegen die geplanten Mas- 
senabschiebungen von Roma in den Ko- 

sovo aufgerufen. „DIE LINKE. unter- 

stützt diese bundesweiten Protestaktionen 

und fordert die Bundesregierung auf, den 
Betroffenen endlich einen sicheren, dau- 

erhaften Aufenthalt in der Bundesrepu- 

blik zuzusichern,“ so Ulla Jelpke, innen- 
politische Sprecherin der Fraktion DIE 
LINKE. „Weltweit sind nach UN-Anga- 

ben mehr als 42 Millionen Menschen auf 

der Flucht vor politischer Verfolgung, 

Folter, Ausbeutung und Kriegen. In der 
Bundesrepublik sind zehntausende Men- 

schen gezwungen, unter menschenun- 
würdigen Umständen in Flüchtlingsla- 

gern und Abschiebeknästen ihr Dasein zu 

fristen. Aufgrund von Residenzpflicht 

und Arbeitsverbot haben sie hier häufig 

um. keine Zukunftschancen. Tausende Men- 
zAıD> schen sind gezwungen in die Illegalität 
7:1}? abzutauchen, da ihnen hier - in einem der 
-' . reichsten Länder der Welt — kein Asyl 
a = oder Aufenthaltsrecht gewährt wird. Zur- 
[e) ı< zeit leben knapp 100.000 Menschen als 
m<:m so genannte Geduldete in Deutschland. 
zMm ! % Aufgrund der restriktiven Bleiberechtsre- 
rıü: M gelung der letzten Bundesregierung droht 
mp=.3 im nächsten Jahr mehreren tausend Men- 
zm: schen die Abschiebung. DIE LINKE un- 
n ..'” terstützt Pro Asyl und Amnesty Interna- 
Fr tional, die fordern: Die schwarz-gelbe 
DD Koalition muss das Bleiberecht im zu 
verhandelnden Koalitionsvertrag neu fas- 

sen. Es muss umgehend ein Gesetz auf 

den Weg gebracht werden, das die betrof- 

fenen Menschen vor einer Abschiebung 

in Elend, Armut, Krieg und Perspektivlo- 

sigkeit schützt.“ Ulla Jelpke, MdB 
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NPD, DVU und REP bei der 


Bundestagswahl chancenlos 
DVU nicht mehr im Landtag Brandenburg 


teien spielten bei der Bundestags- 

wahl 2009 eine marginale Rolle. 
Die NPD kam bundesweit nur auf 1,5 
Prozent der Zweitstimmen, die DVU auf 
0,1 Prozent und die Republikaner auf 0,4 
Prozent. Damit wären sie selbst bei einer 
Vereinigung aller Kräfte nicht ansatzwei- 
se in der Lage gewesen, in den Bundestag 
einzuziehen. 

Nur in einigen wenigen Bundesländern 
zeigt sich eine größere Verankerung: So 
kam die NPD in Sachsen auf 4,0 Prozent 
der Zweitstimmen. In Mecklenburg-Vor- 
pommern waren es etwas weniger: 3,3 
Prozent der Zweitstimmen für die NPD, 
in Thüringen 3,2 %. In den westlichen 
Bundesländern waren es im Schnitt ca. 1 
%, nur in Hamburg und Nordrhein-West- 
falen blieb die NPD unter 1 Prozent. Die 
DVU dagegen schafft die I Prozent in 
keinem der zwölf Bundesländer, in denen 
sie antrat, die „Republikaner“ in allen elf 
Ländern, in denen sie auf dem Wahlzettel 
standen, ebenso wenig. 

Mit provozierenden Plakaten und zu- 
letzt noch mit einer gezielten Aktion ge- 
gen Menschen mit Migrationshinter- 
grund (die NPD schrieb 30 Bundestags- 
kandidaten mit Migrationshintergrund 
an. In dem Brief fordert ein angeblicher 
„Ausländerrückführungsbeauftragter“ 
Einwanderer zur Ausreise auf. ), versuch- 
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te die NPD mediale Aufmerksamkeit zu 
erringen. Trotzdem konnte sie ihr Bun- 
desergebnis gegenüber den Wahlen 2005 
nicht verbessern, sondern büßte auch in 
absoluten Zahlen Stimmen ein. Vor vier 
Jahren erreichte die NPD 1,6 Prozent, die 
„Republikaner“ blieben bei 0,6 Prozent 
hängen. Die DVU stand aufgrund des 
Deutschlandpaktes nicht auf dem Wahl- 
zettel. 

Bei den gleichzeitig durchgeführten 
Landtagswahlen in Brandenburg fiel das 
Ergebnis für die Rechten nicht viel besser 
aus: In Brandenburg hätte die DVU (1,2 
%) eigentlich einen klaren Vorsprung ge- 
genüber der ebenfalls kandidierenden 
NPD (2,5 %) haben müssen. Immerhin 
sitzt die DVU seit zehn Jahren im Land- 
tag und die NPD hatte sich erst im Juni 
entschieden, den Deutschlandpakt zu bre- 
chen und in Brandenburg selbst anzutre- 
ten. Doch in diesen zehn Jahren hat die 
DVU - anders als etwa die NPD in Sach- 
sen — keine festeren Strukturen aufbauen 
können. 

Die NPD allerdings wird trotz des 
schlechten Abschneidens von der Partei- 
enfinanzierung profitieren, nach Angaben 
der Rheinischen Post reichen 1 %, um 
Wahlkampfkostenerstattung von mehr als 
1 Million Euro pro Jahr aus Steuergeldern 
zu bekommen. REP und DVU dagegen 
gehen diesmal leer aus. weiter Seite 3 


:meldungen, aktionen 


Kolonialkrieger uner- 
wünscht 


HANNOVER. Die Lettow-Vorbeck-Allee 
in Hannover-Badenstedt wird umbe- 
nannt. Dies beschloss unlängst eine 
Mehrheit im Rat der Stadt Hannover. Zu- 
vor hatte die Stadt ein Gutachten über 
Paul von Lettow-Vorbeck (1870-1964) in 
Auftrag gegeben. Darin kommt der Ge- 
schichtswissenschaftler Helmut Bley zu 
dem Ergebnis, dass der letzte Komman- 
deur der deutschen „Schutztruppe“ im 
damaligen „Deutsch-Ostafrika“ nicht 
würdig sei, Namensgeber einer Straße zu 
sein. Bley bescheinigte dem Berufsoffi- 
zier, später Reichstagsabgeordneter der 
„Deutschnationalen“, eine „extreme Ver- 
haltensweise“, die fern jeder Moralität 
war. Hochverrat und Kriegsverbrechen 
habe Lettow-Vorbeck begangen und in 
seiner 1957 erschienenen Autobiografie 
keinen Versuch unternommen, seine Ver- 
gangenheit kritisch aufzuarbeiten. Nach 
Lettow-Vorbeck benannte Straßen gibt es 
noch in einer Reihe anderer Städte. So 
z.B. in Bünde, Cuxhaven, Delmenhorst, 


Halle/Westfalen, Kaiserslautern, Mön- 
chengladbach, Radolfzell, Völklingen 
und Wuppertal. hmai 


Erneutes Hausverbot 


KREFELD. Gegen den Aktivisten des 
„Krefelder Forums Freies Deutschland“, 
Dr. Hans-Ulrich Höfs, wurde erneut ein 
Hausverbot ausgesprochen. Der ehemali- 
ge Funktionär der sog. „Republikaner“ 
hatte am 22. April mit mehreren anderen 
Personen eine Veranstaltung mit dem pol- 
nischen Botschafter im Düsseldorfer 
„Gerhard Hauptmann Haus“ gestört. Da- 
raufhin sprach der Direktor der Einrich- 
tung, die früher „Haus den Deutschen 
Ostens“ hieß, wegen „fortgesetzter Stö- 
rungen“ ein Hausverbot gegen Höfs aus. 
Bereits im November letzten Jahres wa- 
ren Höfs und weitere Personen per Haus- 
verbot aus einer Veranstaltung der Krefel- 
der Volkshochschule zum Thema „Erleb- 
niswelt Rechtsextremismus“ entfernt 
worden. hma 


Symposium und Kommers 
in Wien 

ÖSTERREICH/WIEN. Im Wiener Palais 
Palffy soll am 21. November ab 14 Uhr 
ein Symposium zum Thema „Vertreibung 
und Entstaatlichung Europas“ stattfinden. 
Als Referenten werden Prof. Dr. Wilhelm 
Brauneder (Wien), in den 1990er Jahren 
Nationalratsabgeordneter der FPÖ, der 
frühere SDS-Aktivist Prof. Dr. Bernd Ra- 
behl (Berlin), der ehemalige Funktionär 
des „Bund Freier Bürger“, Prof. Dr. Karl 
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A. Schachtschneider (Erlangen), und der 
extrem rechte Publizist und Ex-General 
Gerd Schultze-Rhonhof angekündigt. 
Am gleichen Tag veranstalten Burschen- 
schafter in der Wiener Hofburg einen 
„Festkommers“ unter dem Motto: „150 
Jahre Deutsche Burschenschaft in Öster- 
reich — 90 Jahre Friedensdiktate von St. 
Germain — Versailles - Trianon — Beginn 
der Vertreibung — 200 Jahre Tiroler Frei- 
heitskampf“. Beworben werden die Ver- 
anstaltungen u.a. in „Der Eckart“, Organ 
der deutschtümelnden „Österreichischen 
Landsmannschaft“. hma 


Neue Abokampagne 


BERLIN. Das rechte Berliner Wochenblatt 
„Junge Freiheit“ führt eine weitere Abo- 
kampagne durch. Bis zum Jahresende 
will man die Zahl der Abonnenten auf 
„wenigstens 17.000“ erhöhen. Erst dann 
habe die Zeitung die Chance, „sich bei ih- 
rer jetzigen Struktur wirtschaftlich dauer- 
haft selbst zu tragen“, um ihre „Mission“ 
zu erfüllen und „Linksruck und politisch- 
korrekten Zeitgeist zu stoppen“, so Chef- 
redakteur Dieter Stein. Mit Hilfe von 
Spenden für die Kampagne könne man 
„gezielte Werbeaussendungen“ finanzie- 
ren oder z.B. kostenlose Patenschaftsabos 
und verbilligte Schülerabos, damit sich 
Schüler „künftig im Gemeinschaftskun- 
deunterricht gegen Indoktrination oder 
gegenüber linken Meinungsführern be- 
haupten können“. Die „68er“ haben „ab- 
gewirtschaftet“, so Stein. Nun müsse die 
„Junge Freiheit“ zu „den von der politi- 
schen Klasse enttäuschten jungen Deut- 
schen kommen“. hma 


Kein Ring für Krüger 


Düsseldorf. Der Hauptausschuss der 
Stadt Düsseldorf hat seine Satzung inso- 
fern geändert, dass künftig Politiker, die 
zehn Jahre ununterbrochen dem Rat an- 
gehören, nur dann den Ehrenring der 
Stadt überreicht bekommen, wenn sie 
nicht wegen eines Verbrechens oder Ver- 
gehens, das im Führungszeugnis steht, 
rechtskräftig verurteilt worden sind. Für 
den Stadtrat der sog. „Republikaner“, 
Jürgen Krüger, der seit 1999 im Stadtrat 
sitzt, wird es daher keinen Ehrenring ge- 
ben. Krüger wurde wegen Wahlbetrugs 
rechtskräftig verurteilt. hma 


Keine Berührungsängste 


RADEBERG/GROSSRÖHRSDORF. Die 
„Deutsche Nationalzeitung“ druckt in ih- 
rer aktuellen Ausgabe den Leserbrief ei- 
nes Jürgen Kötzing, Vorsitzender des Re- 
gionalverbandes Radeberg/ Großröhrs- 
dorf der von dem ehemaligen Bundes- 


tagsabgeordneten und CDU-Rechtsaußen 
Henry Nitzsche initiierten Wählervereini- 
gung „Arbeit — Familie — Vaterland“ ab. 
Darin beschwert sich Kötzing unter der 
Überschrift „Grenzenlose Umwertung“ 
über die Straßenumbenennungen der 
letzten Zeit und verweist darauf, dass der 
Pfarrer der Stadt nun seine Forschungen 
über eine jüdische Familie veröffentlicht 
hat, „die viel Beifall der linken Presse er- 
hielt“. Nun befürchtet Kötzing, das bald 
auch das örtliche Ferdinand-Sauerbruch 
Gymnasium (der völkisch gesinnte Medi- 
ziner war von Hitler u.a. mit dem Ritter- 
kreuz ausgezeichnet worden) „in diese 
Richtung“ umbenannt werde. Eines Ta- 
ges, so Kötzing, würden „so genannte 
Historiker“ womöglich entdecken, dass 
Arminius der Schlüssel allen Übels war, 
„weil er die Römer geschlagen hat und 
sich daraus das Deutschtum entwickelte“ 
und dann werde man fordern, das Her- 
mannsdenkmal schnellstens abzubauen. 
hma U 


„Zusammen gegen die 
NPD“ in Köpenick 


BERLIN. Zahlreiche Menschen versam- 
melten sich am Samstag, den 26. Septem- 
ber, um gegen die menschenverachtende 
Politik der NPD ein Zeichen zu setzten. 
Hierzu lud die antifaschistische Kampa- 
gne „Zusammen gegen die NPD“ zu ei- 
ner Kundgebung auf dem Mandrella- 
platz, nahe der NPD-Zentrale ein. Höhen- 
punkt des Nachmittags war der Auftritt 
von Esther Bejarano und ihren Kindern 
zusammen mit der Kölner Hip Hop Band 
Microphone Mafıa. 

Kurz vor der Bundestagswahl versuch- 
te die NPD mit kalkuliert rassistischer 
Hetze auf sich aufmerksam zu machen. 
Sie verschickte Briefe an PolitikerInnen 
mit Migrationshintergrund und forderte 
sie darin „zur Heimreise“ auf. Dies ist nur 
eines von zahlreichen Beispielen, wie 
sich die NPD gerade in Wahlkampfzeiten 
dumpfer rassistischer Rhetorik bedient, 
um auf Stimmenfang zu gehen. Der 
Kampf gegen die NPD als finanzielles 
und organisatorisches Rückgrat der extre- 
men Rechten in Deutschland ist wichtiger 
denn je. 

„Die Auseinandersetzung mit den Na- 
zis ist unser aller Aufgabe!“ so der Spre- 
cher der Kampagne, Markus Jahnke. Er 


rief dazu auf, diese Verantwortung nicht 
an den Staat zu delegieren, sondern selbst 
aktiv zu werden im Kampf gegen Fa- 
schismus: „Deswegen haben wir uns heu- 
te hier versammelt, um den Neonazis die 
Wahlkampfbühne streitig zu machen.“ 

Gemeinsam mit 
Esther Bejarano, ih- 
ren Kindern Edna 
und Joram und der 
Microphone Mafia 
erhoben wir heute 
unsere Stimme für 
“ das Leben - „per la 
vita“. Mit den Lie- 
dern des gleichna- 
migen Albums 
standen die Musi- 
kerInnen des Pro- 
jektes auf der Büh- 
ne, um gegen rechte 
Gewalt und Fa- 
schismus anzusin- 
gen. Umrahmt wur- 
de das Konzert von verschiedenen Rede- 
beiträgen, Infoständen und einer Ausstel- 
lung zur Geschichte des Neofaschismus 
in Deutschland, sowie dem Auftritt des 
Trios „The incredible Herrengedeck“. 
Anschließend lud die Kampagne „Zu- 
sammen gegen die NPD“ noch zu einer 
Aftershow-Party mit diversen Elektro- 
Djs nach Friedrichshain ein. 

Direkt am Wahlabend fand im Festsaal 
Kreuzberg eine Veranstaltung zum The- 
ma „Prognosen, Hochrechnungen und 
Wahlanalyse. ExpertInnengespräch zum 
Abschneiden der NPD“ statt. 

Quelle: Kampagne „Zusammen gegen 

die NPD“ - indymedia.org E 


Esther Bejarano 


DGB: Neue NPD-Aktion ein 
Skandal 


HANNOVER. Als einen Skandal bezeich- 
nete der DGB-Regionsvorsitzende die 
Absicht der NPD, erneut in Hannover öf- 
fentlich aufzutreten. Zehn Tage nach der 
NPD-Demonstration in der Südstadt 
Hannovers wollten Mitglieder der rechts- 
extremistischen Partei am 22.9.09 erneut 
durch Hannover ziehen — und das so gut 
wie ohne Einschränkungen und die Anru- 
fung von Gerichten. Ab 10 Uhr sollte ein 
Lautsprecherwagen durch die Straßen 
fahren und die Wahlkampfparolen der 
Partei verbreiten. Anders als am 12. Sep- 
tember konnte die Polizei der NPD dies- 
mal keinerlei Auflagen erteilen, da sich 
die Rechtsextremisten bei der Aktion auf 
einen gültigen Erlass des Verkehrsminis- 
teriums beriefen. „Das ist ein Skandal al- 
ler erster Güte“, sagte Sebastian Wert- 
müller, der Regionsvorsitzende des Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes /DGB (in 
Hannover. ‚Wir befürchten, dass es der 
NPD um eine erneute Provokation der 
Bevölkerung geht“, so Achim Meyer- 
Heithuis von der Partei die Linke. 

weiter S. 4 


Fortsetzung von Seite 1, Bundestagswahl: 

In ihren Stellungnnnahmen versuchen 
alle Parteivorsitzenden schnell zur Tages- 
ordung überzugehen. Bei der NPD feiert 
man sich trotz schlechtem Abschneiden 
als einzig „ernst zu nehmende Partei“. 
Schuld seien die Medien, die Links- und 
Piratenpartei als „Wunschalternative 
hochgespielt“ hätten. Außerdem hätten 
die Wähler „die Verschleierungstatktik 
der etablierten Parteien, die Auswirkun- 
gen der Krise ... bis nach den Wahlen zu 
verschieben, nicht durchschaut.“ 

DVU-Vorsitzender Faust kündigte we- 
der „Selbstauflösung“ noch Anschluss an 
die NPD an, sondern will das Gespräch 
suchen „mit anderen Parteien und Grup- 


Rechtsextreme Ergebnisse der 
Bundestagswahl 2009 - gesamt: 
NPD 
Erststimmen: 1,8 Prozent 
768.175 Stimmen 

Zweitstimmen: 1,5 Prozent 

635.437 Stimmen 
Im Vergleich zu 2005: — 0,1 Prozent 


DVU 
Zweitstimmen: 0,1 Prozent 
45.925 Stimmen 
Im Vergleich zu 2005: + 0,1 Prozent (wa- 
ren 2005 nicht angetreten) 


REP 
Erststimmen: 0,1 Prozent 
30.045 Stimmen 
Zweitstimmen: 0,4 Prozent 
193.473 Stimmen 
Im Vergleich zu 2005: - 0,1 Prozent 


Zweitstimmen nach Bundesländern: 


NPD 

Schleswig-Holstein: 1 % (15.848 Stim- 
men) (+/- 0 %) 
Mecklenburg-Vorpommern: 3,3 
%(28.228 Stimmen) (-0,2 %) 

Hamburg: 0,9 % (7.661 Stimmen) (-0,1 
%) 

Niedersachsen: 1,2 % (53.915 Stimmen) 
(H-0 %) 

Bremen: 1,1 % (3.582 Stimmen) (-0,4 %) 
Brandenburg: 2,5 % (35.375 Stimmen) (- 
0,7%) 

Sachsen-Anhalt: 2,2 % (26.582 Stimmen) 
(- 0,3 %) 

Berlin: 1,6 % (27.716 Stimmen) (+/- 0 %) 
Nordrhein-Westfalen: 0,9 % (88.726 
Stimmen) (+ 0,2 %) 

Sachsen: 4,0 % (89.616 Stimmen) 

(- 0,8 %) 

Hessen: 1,1 % (35.914 Stimmen) 

(- 0,1 %) 

Thüringen: 3,2 % (39.604 Stimmen) 

(- 0,4%) 

Rheinland-Pfalz: 1,2 % (26.175 Stim- 
men) (- 0,1 %) 

Bayern: 1,3 % (87.598 Stimmen) 
(+-0%) 

Baden-Württemberg: 1,1 % (61.494 
Stimmen) (+/- 0 %) 


pierungen“, ohne allerdings konkreter zu 
werden. 

Bei den REP heißt es in einer ersten 
PM, ein schlechtes Ergebnis wie das vom 
27. September habe auch sein Gutes, es 
zwinge „neue Wege zu beschreiten“. Ein 
„Weiter so“ dürfe es nicht geben, jetzt 
müsse man „die Ärmel aufkrempeln und 
manches umkrempeln“, die Republikaner 
seien nicht „am Ende — sondern erst am 
Anfang.“ Inhalte werden nicht benannt 
und so ist schon abzusehen, dass sicher 
erneut eine Personaldebatte um den am- 
tierenden Vorsitzenden Schlierer und sei- 
nen Kurs losgehen wird. u.b. 

Hier die Ergebnisse im Überblick: 


Saarland: 1,3 % (7.403 Stimmen) 
(-0,5 %) 


DVU 

Keine Vergleichszahlen, da die DVU 
2005 nicht zur Bundestagswahl angetre- 
ten war. 

Schleswig-Holstein: 0,1 % (1.764 Stim- 
men) 

Mecklenburg-Vorpommern: - 

Hamburg: 0,1 % (1.171 Stimmen) 
Niedersachsen: 0,1 % (4.374 Stimmen) 
Bremen: 0,3 % (1.029 Stimmen) 
Brandenburg: 0,9 % (13.019 Stimmen) 
Sachsen-Anhalt: 0,3 % (3.538 Stimmen) 
Berlin: 0,1 % (2.281 Stimmen) 
Nordrhein-Westfalen: 0,1 % (7.368 
Stimmen) 

Sachsen: - 

Hessen: 0,1 % (2.588 Stimmen) 
Thüringen: - 

Rheinland-Pfalz: 0,1 % (1.734 Stimmen) 
Bayern: 0,1 % (3.583 Stimmen) 
Baden-Württemberg: 0,1 % (3.476 
Stimmen) 

Saarland: - 


REP 
Schleswig-Holstein: - 
Mecklenburg-Vorpommern: 0,2 % 
(1.589 Stimmen) 
Hamburg: - 
Niedersachsen: - 
Bremen: 0,2 % (592 Stimmen) (+ 0,2 %) 
Brandenburg: 0,2 % (3.095 Stimmen)(+ 
0,2 %) 
Sachsen-Anhalt: - 
Berlin: 0,3 % (5.908 Stimmen (- 0,2 %) 
Nordrhein-Westfalen: 0,3 % (29.963 
Stimmen) (+4/- 0 %) 
Sachsen: 0,3 % (7.145 Stimmen) (- 0,2 %) 
Hessen: 0,6 % (19.245 Stimmen) (- 0,2 %) 
Thüringen: 0,4 % (4.354 Stimmen) (- 0,3 
%) 
Rheinland-Pfalz: 0,8 % (18.253 Stim- 
men) (- 0,3 %) 
Bayern: 0,8 % (54.733 Stimmen) (- 0,2 
%) 
Baden-Württemberg: 0,9 % (48.596 
Stimmen) (-0,2 %) 
Saarland: - 
Quelle: Bundeswahlleiter.de 
www.netz-gegen-nazis.de MI 
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Fortsetzung von Seite 2 
Anmelder der Wahlkampfaktion war 
Olaf Klauke aus Hannover, der für die 
NPD bei der Bundestagswahl kandidiert 
hat. Er bezog sich auf die Neuregelung 
des Lautsprecher- und Plakaterlasses des 
Verkehrsministeriums vom Februar die- 
ses Jahres. „Darin ist geregelt, unter wel- 
chen Rahmenbedingungen die zugelasse- 
nen Parteien ihrem Grundrecht der freien 
Meinungsäußerung vor Wahlen nach- 
kommen können“, sagte ein Ministeri- 
umssprecher. Demnach muss die Fahrt 
mit einem Lautsprecherwagen nicht von 
der Polizei erlaubt werden. Lediglich die 
Stadtverwaltung als zuständige Behörde 
ist vorher von der Aktion in 
Kenntnis zu setzen. 
In dem Eirlass ist lediglich ge- 
regelt, dass die Lautsprecher- 
werbung einen Lärmpegel von 


darf und dass der Wagen nicht | * 
im Umkreis von 300 Metern | .. 
von Krankenhäusern, Schulen 
oder Altenheimen fahren darf. 
Einschränkungen hinsichtlich 
der Strecke, die gefahren wird, 
gibt es nicht. 

In einem Krisengespräch mit 
Oberbürgermeister Weil am 
22.9. nachmittags suchte die 
Verwaltung nach Möglichkei- 
ten, der NPD trotzdem Aufla- 
gen zu erteilen. Die Polizei 
kündigte an, den erneuten Auftritt der 
Rechtsextremisten zu beobachten. „Wir 
versuchen, die Inhalte zu registrieren, 
und werden Vorstöße gegen Gesetze ahn- 
den“, sagte ein Behördensprecher. Sebas- 
tian Wertmüller vom DGB forderte die 
Anwohner der betroffenen Stadtviertel 
auf, durch lautes Pfeifen und anderen 
Lärm gegen die NPD-Werbung zu de- 
monstrieren. „Jedes Geräusch ist besser 
als diese Propaganda“, sagte er. 

Nachdem die Stadtverwaltung Olaf 
Klauke, dem Anmelder der Aktion, 
Auflagen erteilt hatte sagte die NPD die 
Wahlwerbung ab. Die Stadt gab keine of- 
fizielle Mitteilung über die Art der Aufla- 
gen/Einschränkungen bekannt. „Es ging 
unter anderem auch um die Route“, so 
die Information der Sprecherin vom Pres- 
seamt. 

Dem Vernehmen nach ist der Plan der 
NPD vor allem an den Lärmvorschriften 
gescheitert. Die Stadt soll von dem An- 
melder den Nachweis verlangt haben, 
dass der Lautsprecherwagen die techni- 
schen Voraussetzungen hat, die zugelas- 
sene Höchstgrenze von 85 Dezibel einzu- 
halten. Bei der Demonstration der NPD 
am 12. September in der Südstadt waren 
die Lärmwerte mehrfach überschritten 
worden. Adolf Damann der damalige An- 
melder der Demo, hatte deswegen eine 
Strafanzeige erhalten. bee 

Quelle: Hannoversche Allgemeine Zei- 

tung v. 22.09/23.09.09 


Quelle: APA 
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85 Dezibel nicht überschreiten | 9% 9 
58 148 105 124 175 38 130 12,7 253 149 


* vorkäufiges Endergebnis * Hochrechnung 


Landtagswahlen in Österreich 


SPÖ bricht völlig ein - Extreme 
Rechte auf dem Vormarsch - 
Linksprojekt unerlässlich 


Nach dem Vorarlberger Deba- 
;kel, nun die Katastrophe in 

Oberösterreich! Die Wahlergeb- 
nisse vom 20. und 27. September zei- 
gen unmissverständlich, die SPÖ hat 
abgewirtschaftet. Profitieren konnte 
insbesonders die extreme Rechte in 
Gestalt der FPÖ. 


FPÖ-Gewinne bei Wahlen 


FPÖ-Stimmenanteile bei jeweils jüngsten Wahlen in Prozent 


Nationalratswahl © ) EU-Wahl 
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WIENER ZEITUNG ®& 


In Vorarlberg verlor die Sozialdemokratie 
6,8 Prozent der Stimmen und nimmt im 
Landtag mit 10,1 Prozent nur mehr Platz 
vier ein (hinter den Konservativen, der 
FPÖ und den Grünen). Die FPÖ steigerte 
sich von 12,9 auf 25,2 Prozent. Ein offen 
antisemitischer Eklat, den sie provozierte — 
sie denunzierte den in Vorarlberg gebore- 
nen Direktor eines jüdischen Museums als 
„Exiljuden“ — gereichte ihr nicht zum 
Nachteil. Ähnlich liegen die Dinge in 
Oberösterreich (mit der bekannten Stahl- 
stadt Linz). Hier brach die SPÖ — gegen- 
über 2003 — um 13,4 Prozent ein, verlor 8 
von bisher 22 Landtagsmandaten und liegt 
nur mehr bei 25 Prozent. Arg sind auch die 
Resultate der gleichzeitig stattfindenden 
Kommunalwahlen. In den „roten Hochbur- 
gen“ Wels und Steyr ging erstmals die ab- 
solute Stimmenmehrheit der SPÖ verloren. 

Sozialdemokratische WählerInnen blie- 
ben zu Hause oder liefen — mangels einer 
linken Alternative — zu den Rechten über 
(in welchen Ausmaß — darüber wurden 
von verschiedenen Instituten divergieren- 
de Wählerstromanalysen vorgelegt). Die 
ausländerfeindlichen und rassistischen 
Parolen der FPÖ zogen - in einer Situati- 
on der globalen ökonomischen Krise, stei- 
gender Arbeitlosenzahlen (derzeit rund 
300 000 - also etwa 8,5 Prozent), Prekari- 
sierung und Sozialabbau, der kontinuierli- 
chen Umverteilung von unten nach oben, 
der anstehenden „Budgetsanierung“ (da ja 
zig Milliarden Euros den kriselnden Ban- 


ken in den Rachen geworfen wurden), der 
Stillhaltepolitik des ÖGB (der kürzlich 
abgehaltene ÖGB-Kongress war im We- 
sentlichen „Sozialpartnerschafts“-Be- 
schwörung as usual) und der generellen 
ideologischen wie politischen Orientie- 
rungslosigkeit. FPÖ-Führer HC Strache - 
und seine Länder-Abziehbilder - mimen 
den „wilden Mann“, der sich angeblich 
für die „kleinen Leute“ einsetzt und haben 
damit offensichtlich Erfolg. 

Die KPÖ ging in Oberösterreich von 
6119 Stimmen (0,78 Prozent) auf 4812 
Stimmen (0,56 ) zurück. In Linz gewann 
sie bei den Gemeinderatswahlen 214 
Stimmen dazu (von 1355 auf 1569 Sim- 
men; von 1,53 auf 1,65 Prozent) und ist 
nach 18 Jahren wieder mit einem Mandat 
im Gemeinderat vertreten. 

Logisch, dass der Niedergang der Sozi- 
aldemokratie nicht bloß länderspezifische 
Ursachen hat. Zentral verantwortlich ist 
die Bundespolitik der SPÖ, die Koalition 
mit den Schwarzen, keinerlei ernsthafte 
Alternativen zum Neoliberalismus etc. 
Kanzler Faymann IST Gusenbauer Num- 
mer 2. Und auch nach den beiden jüngs- 
ten Wahldebakeln hat die SP-Parteifüh- 
rung klar gemacht, dass sie den bisherigen 
Kurs weiterzufahren gedenkt... Da kann 
man/ frau wirklich nurmehr sagen: es lebe 
der Abgrund! 

Gegenwärtig verschiebt sich das politi- 
sche Spektrum in Österreich — wie in vie- 
len europäischen Ländern auch — zuneh- 
mend nach rechts: Konservative und 
Rechtspopulisten bzw. Rechtsextreme 
sind obenauf. Die (wählermäßig stagnie- 
renden) Grünen optieren für keine gesell- 
schaftspolitischen Alternativen. In Ober- 
österreich saßen sie sogar gemeinsam mit 
der ÖVP in einer Koalitionsregierung! 

Ich denke, es reicht nicht aus, diese fa- 
tale Entwicklung bloß passiv zu registrie- 
ren. Und es langt nicht, punktulle Wahler- 
folge — so wichtig sie sind — herauszu- 
streichen (jetzt Linz; in der Vergangenheit 
die Wahlresultate der KPÖ-Steiermark). 
Gänzlich illusionär ist es, von bloßen Per- 
sonalrochaden in der Sozialdemokratie et- 
was zu erwarten oder der SP-Führung 
„gute Ratschläge“ zu erteilen (wie etwa 
im jüngsten „profil“: „Kanzler Faymann 
kann nicht Strache imitieren, er muss 
selbst Statur gewinnen“). Es ist JETZT an 
der Zeit, ernsthaft und mit langer Perspek- 
tive — ohne rasche Durchbruchserwartun- 
gen(!) — den Aufbau einer in der Gesell- 
schaft real verankerten, kämpferischen 
und pluralen politischen Kraft links von 
der Sozialdemokratie (,„Linksprojekt‘“) 
anzugehen. Hermann Dworczak 


Erfolgreiche Demonstration des 


Hamburger Bündnisses gegen Rechts 


HamBuRG. Am 11. September 
2009 haben in der Hamburger In- 
nenstadt insgesamt 5.000 Men- 
schen ihren Protest gegen die neofaschis- 
tische NPD auf die Straße getragen. Auf 
der Demonstration des Hamburger Bünd- 
nisses gegen Rechts waren insgesamt 
4.000 junge und alte AntifaschistInnen, 
darunter Verfolgte des Naziregimes, 
Menschen aus Gewerkschaften, Kirchen 
und Religionsgemeinschaften und den 
Parteien SPD, GAL und DIE LINKE so- 
wie aus vielen anderen Organisationen. 

Die Vielfalt des Protestes spiegelte sich 
in den Beiträgen von ca. 20 RednerInnen 
wieder. Parallel zur Demonstration haben 
mehr als 1.000 Menschen teilweise mit 
Erfolg versucht, den Platz der Nazis am 
Berliner Tor zu besetzen. 

Die Vielfältigkeit des Protestes gegen 
den Nazi-Aufmarsch führte dazu, dass 
die militante Naziszene der NPD erst 
nach Einbruch der Dunkelheit eine 45 
minütige Kundgebung in vollständiger 
Isolation auf dem Parkplatz am Berliner 


Tor abhalten konnte. Conny Kerth, An- 
melderin und Bundesvorsitzende der 
VVN-BdA: „Wir freuen uns, dass so vie- 
le Menschen aus unterschiedlichen ge- 
sellschaftlichen Bereichen gemeinsam 
gegen die menschenverachtende Ideolo- 
gie der NPD demonstriert haben. Wir ha- 
ben damit gezeigt, dass es in Hamburg 
keinen Platz für Nazis gibt.“ 

Das Hamburger Bündnis gegen Rechts 
verurteilt den unverhältnismäßigen Poli- 
zeieinsatz vor allem gegen junge Antifa- 
schistInnen, die den Nazikundgebungsort 
von allen Seiten umzingelt hatten. Die 
Polizei trieb mit einem Schlagstockein- 
satz GegendemonstrantInnen am Berliner 
Tor auf die Spaldingstr. in den fließenden 
Verkehr und löste damit eine heftige Es- 
kalation aus. 

Es ist höchste Zeit, dass der CDUGAL- 
Senat sich für ein NPD-Verbotsverfahren 
einsetzt, anstatt antifaschistischen Protest 
in Hamburg zu kriminalisieren. 


Hamburger Bündnis gegen Rechts I 


Chemikalien bei weiteren Rechts- 
extremen gefunden 


WEIL AM RHEIN. Nach dem Fund 
von gefährlichen Chemikalien in 
der Wohnung eines rechtsextremen 
mutmaßlichen Bombenbauers in Südba- 
den sind ähnliche Substanzen auch bei 
Bekannten des Mannes entdeckt worden. 
Bei acht Hausdurchsuchungen seien ge- 
fährliche Chemikalien beschlagnahmt 
worden, sagte ein Sprecher der Staatsan- 
waltschaft und bestätigte Medienberich- 
te. Die Substanzen waren teilweise geeig- 
net, um Explosionskörper zu bauen, hieß 
es. Bei den Männern im Alter zwischen 
18 und 42 Jahren seien auch Computer 
und rechtsextremes Material gefunden 
worden. Die meisten von ihnen wohnen 
laut Staatsanwaltschaft in Südbaden. Die 


Auswertung des umfangreichen Beweis- 
materials dauere noch an. Gegen die 
Männer werde ermittelt, Haftbefehle 
wurden aber zunächst nicht erlassen. 
Nach der Festnahme des mutmaßlichen 
Bombenbauers aus Weil am Rhein (Kreis 
Lörrach) vor knapp einem Monat hatte 
die Polizei nach Kontaktpersonen des 22- 
Jährigen gesucht. Anonyme Hinweise 
habe es dieses Mal aber nicht gegeben, 
teilte die Staatsanwaltschaft mit. Der 
Rechtsextreme war nach einer E-Mail mit 
detaillierten Angaben über die Einkäufe 
von Materialien zum Bau einer Bombe 
festgenommen worden. Er sitzt in Unter- 
suchungshaft. Quelle: Schwarzwälder 

Bote vom 21.9.2009 0 


16. Oktober 2009: 
Kommers der Deutschen 
Burschenschaft im 


Sudetendeutschen Haus 
MÜNCHEN. Nach dem Festkommers 
im Juli 2009 in Innsbruck veranstalten 
Mitgliedsbünde des völkisch-nationa- 
listischen Burschenschafts- Dachver- 
bands „Deutsche Burschenschaft“ 
(DB) einen weiteren Kommers, dies- 
mal in München, mit dem germanentü- 
melnden Motto „2000 Jahre Her- 
mannsschlacht“. Die Festrede soll der 
als extrem Rechter einschlägig bekann- 
te Ministerialdirigent a.D. Hans Mer- 
kel (CSU, Burschenschaft Arminia- 
Rhenania, „Initiative Akademische 
Freiheit‘) halten. Stattfinden soll der 
Kommers ab 20 Uhr im von Bund und 
Freistaat mit finanziellen Mitteln aus- 
gestatteten „Sudetendeutschen Haus“, 
Hochstr. 8. wwu.aida-archiv.de I 


14. November 2009 : 
„Heldengedenkmarsch” 
der „Freien Nationalisten 
München” angekündigt 


MÜNCHEN. Der Aufmarsch steht wie- | 

der unter dem Motto „Ruhm und Ehre 

dem deutschen Soldaten“. Als Vorab- 

treffpunkt wird der Hauptbahn- 

hof/Ausgang Arnulfstr. ab 12 Uhr ge- 

nannt. Auftaktkundgebung ist am Goe- 

theplatz um 13 Uhr vorgesehen, bis- 

lang ist die Route dieselbe wie letztes 

Jahr (Goethestr., Bayerstr., Sonnenstr., 

Sendlinger Tor, Altstadtring, Isartor) 
wwn.aida-archiv.de I 


EMI vs. NPD: Vertrieb der 
„Schulhof-CD” gestoppt 


Aufgrund einer Urheberrechtsverlet- 
zung darf die 
NPD ihre 
Schulhof-CD 
„BRD vs. 
Deutschland“ 
nicht mehr ver- 
breiten. Mit den Worten: „Sie ist wie- 
der da!“ verkündete die NPD im Au- 
gust dieses Jahres die Veröffentlichung 
der Neuauflage ihrer Schulhof-CD mit 
dem Titel „BRD vs. Deutschland“. 
Nun machten ausgerechnet die groß- 
spurig angekündigten „Neue(n) No- 
ten][..]“ der NPD einen Strich durch die 
Rechnung, denn das neonazistische 
Musikprojekt „Hassgesang“ klaute die 
Melodie zu ihrem Stück „Brot und 
Spiele“ bei einer anderen Band, deren 
Rechte die „EMI Music Publishing 
Germany GmbH“ (EMI) verwaltet. 
Prompt musste der weitere Vertrieb der 
CD eingestellt und der Download ein- 
geschränkt angeboten werden. 
www.aida-archiv.de I 


»antifaschistische nachrichten 20-200 5 


Aachen. Ende Oktober be- 
ginnt der Prozess gegen den 
88-jährigen SS-Mörder Hein- 
rich Boere, der für mindestens drei 
Morde an Zivilistinnen während des 
zweiten Weltkrieges verantwortlich 
gemacht wird. Dies wird einer der 
letzten NS-Verbrecher-Prozesse sein. 


Am 28. Oktober 2009 beginnt am Land- 
gericht Aachen einer der letzten NS-Ver- 
brecher- Prozesse. Angeklagt ist der 88- 
jährige Heinrich Boere, ein Angehöriger 
des SS-Sonderkommandos Feldmeijjer. 
Dieses Kommando ermordete unter dem 
Codenamen Silbertanne mehr als 50 ver- 
meintliche SympathisantInnen der Wi- 
derstandsbewegung in den Niederlanden. 
Für jeden getöteten Nazi wurden drei 
„antideutsch eingestellte oder aber als mit 
Widerstandskreisen zusammenarbeitend 
bekannte Niederländer“ getötet. Heinrich 
Boere wird in diesem Zusammenhang 
Mord an mindestens drei Menschen vor- 
geworfen: An dem Apotheker Fritz Hu- 
bert Ernst Bicknese in Breda, an Frans 
Willem Kusters in Wassenaar und an dem 
Fahrradhändler Teun de Groot in Voor- 
schoten. 

Bei dem Fahrradhändler Teun de Groot 
in Voorschoten klingeln am 3. September 
1944 frühmorgens Heinrich Boere und 
ein zweiter niederländischer SS-Mann. 
De Groot war ein angesehener Bürger in 
Voorschoten und gegen die Nazi-Besatz- 
erInnen. Das reicht für ein Todesurteil. 
Boere und sein Mittäter erschießen de 
Groot wortlos. Er hinterlässt eine Familie 
mit fünf Kindern. Teun de Groot über sei- 
ne Reaktion auf den Tod des Vaters: „Ich 
habe 24 Stunden geweint, danach nie 
mehr. Fast nie mehr, mein ganzes Leben 
nicht, ich habe so geweint.“ 

1947 konnte Boere unter ungeklärten 
Umständen aus der Kriegsgefangenschaft 
fliehen und kam zurück nach Deutsch- 
land. Fortan lebte er unbehelligt in 
Eschweiler bei Aachen. In den Niederlan- 


Veranstaltungsreihe des AK Kein 
Vergessen!, des ak antifa aachen 
und der AFA-Nederland: 


Dienstag, 27.10.2009 VHS Aachen, 
2. Etage: Forum, Beginn 19:00 
Der Silbertannen-Mörder Heinrich Boere 
vor Gericht! 
Eine Veranstaltung mit Teun de Groot, Sohn 
des von Heinrich Boere ermordeten Teun de 
Groot, Arnold Karskens, Journalist aus Amster- 
dam, Detlev Hartmann, Rechtsanwalt aus 
Köln und Vertreter der Nebenklage und Ste- 
phan Stracke, Historiker aus Wuppertal 

In der Veranstaltung wird neben einem Fo- 
kus auf Heinrich Boere auf andere niederlän- 
dische NS-Täter eingegangen. Denn Boere ist 
nicht der einzige niederländische NS-Verbre- 
cher, der auf der Liste des niederländischen 
Justizministers steht. 

An den Lebenswegen dieser Kollaborateure 
lässt sich exemplarisch der deutsche Umgang 
mit NS-Tätern nach 63 Jahren bilanzieren. 
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SS-Mörder Heinrich Boere 


vor Gericht 


den wurde er nach dem Krieg zunächst 
von einem Sondergericht zum Tode ver- 
urteilt, dieses Urteil wurde später umge- 
wandelt in lebenslange Haft. 
Niederländische Auslieferungsgesuche 
wurden von der deutschen Justiz mit der 
Begründung abgelehnt, dass Boere durch 
seine Mitgliedschaft in der Waffen-SS die 
deutsche Staatsbürgerschaft erhalten ha- 
ben könnte. Damit bezog sie sich auf ei- 
nen Hitler-Erlass von 1943. Ein Verfah- 
ren gegen ihn wurde 1983 eingestellt mit 
der Begründung, dass es sich bei den 
Morden um völkerrechtlich zulässige Re- 


pressalien gehandelt habe und Boere zu- 
dem auf Befehl getötet habe. Die unbetei- 
listen Opfer durften nach Auffassung der 
Staatsanwaltschaft Dortmund ‚„meuchle- 
risch getötet werden.“ 

2003 beantragte jedoch das niederlän- 
dische Ministerium der Justiz die Voll- 
streckung der Verurteilung in Deutsch- 
land. Grundlage für dieses Gesuch ist die 
seit 2003 bestehende Möglichkeit, Haft- 


Die Referenten werden zudem die deutsche 
Fluchthilfe für europäische SS’ler beleuchten, 
die auch ein Stück Aachener Stadtgeschichte 
schreibt. 


Mittwoch, 28. Oktober: Prozessauftakt. 
Kundgebung vor dem Aachener Land- 
gericht 


Freitag, 6.11.2009, Haus Löwenstein, 
Markt 39, Beginn 19.00h 
Die SS in den Niederlanden 
In den Niederlanden war die SS während des 
Zweiten Weltkriegs präsenter als in den ande- 
ren besetzten Ländern Westeuropas. Der Un- 
terdrückung des niederländischen Widerstan- 
des und der Durchsetzung der nationalsozia- 
listischen Rassepolitik stand der Versuch ge- 
genüber, niederländische Kollaborateure für 
das „Neue Europa” der SS zu gewinnen. 
Thomas Müller beleuchtet in dem Vortrag 
den historischen Kontext des „Falles Boere“. 


strafen anderer EU-Länder auch in 
Deutschland zu vollstrecken. Das Land- 
gericht Aachen entschied, dass die Haft- 
strafe Boeres in Deutschland vollzogen 
werden könne, Köln widersprach, da 
Boere in Abwesenheit verurteilt worden 
sei und er keine Möglichkeit der Verteidi- 
gung seiner Person habe nutzen können. 
Und so erhob vier Jahre später die Ober- 
staatsanwaltschaft Dortmund Anklage 
wegen dreifachen Mordes. Nachdem 
dann das Landgericht Aachen Boere zu- 
nächst für nicht verhandlungsfähig er- 
klärte, hob das Oberlandesgericht Köln 
diesen Beschluss wieder- 
um auf. Boere sei sehr 
wohl verhandlungsfähig. 
Erst jetzt, 2009, wird das 
Verfahren also beginnen, 
die Morde an Teun de 
Groot und an den anderen 
Niederländern werden 
nach zahlreichen Presse- 
veröffentlichungen und 
Protestaktionen endlich 
als Mord klassifiziert. 
Boere ist keineswegs 
der einzige NS-Täter, der 
bisher nicht zur Verant- 
wortung gezogen wurde 
und der bis heute auf der 
Liste des niederländischen 
Justizministers steht. Ne- 
ben ihm sind das Siert Bruins (Brecker- 
feld bei Hagen) und Klaas Faber (Ingol- 
stadt), die noch heute straffrei in 
Deutschland leben. Sie gehören zu der 
Gruppe der 30.000 Niederländer, die für 
Deutschland in der SS kämpften oder 
sich als Angehörige der niederländischen 
Nazipartei NSB aktiv an der brutalen 
Zerschlagung des Widerstandes und an 
den Deportationen der Jüdinnen und Ju- 


Freitag, 13.11.2009, Haus Löwenstein, 
Markt 39, Beginn 19.00h 

Neuer Nationalismus und der bundes- 
deutsche Umgang mit NS-Verbrechen 


Der Referent wird in seinem Vortrag den aktu- 
ellen und historischen Umgang mit NS-Verbre- 
chen darstellen und die Frage stellen, ob im 
Umgang mit deutscher NS-Geschichte ein Pa- 
radigmenwechsel stattgefunden hat, der Ent- 
scheidungen wie die Rehabilitierung von De- 
serteuren ermöglicht. 

Auch wird es um einen Wandel nationalisti- 
scher Diskurse gehen, der mit der Parole „Nie 
wieder Faschismus, nie wieder Krieg“ hin zu 
der erstmals von Joseph Fischer hervorge- 
brachten Argumentation genau wegen Au- 
schwitz wieder Angriffskriege zu führen, um- 
rissen werden kann. 

Der Referent wird sich auf die Suche nach 
Antworten begeben, warum heute doch noch 
einzelne Prozesse gegen NS-Verbrecher statt- 
finden, die seit 60 Jahren verweigert wurden, 


den beteiligten. Viele der Erschießungen, 
Folterungen und Razzien gingen auf das 
Konto dieser holländischen Nazis. 

Tausende niederländische SS-Angehö- 
rige und Kollaborateure flüchteten 1945 
nach Deutschland und entzogen sich so 
der niederländischen Justiz. In Deutsch- 
land lebten sie meist straffrei und unbe- 
helligt. Noch über 300 standen 1980 auf 
den Fahndungslisten der Niederlanden. 
Auslieferungsgesuche wurden von 
Deutschland in der Regel zurückgewie- 
sen. 

Sieben SS-Angehörige, u.a Klass Faber 
aus Ingolstadt, die in den Niederlanden 
wegen Mordes in Haft saßen, wurden 
Weihnachten 1952 sogar von einem 
deutsch-niederländischen Netzwerk aus 
dem Gefängnis in Breda befreit und — 
auch das ist in Deutschland nahezu unbe- 
kannt — im Grenzgebiet von FDP-Funk- 
tionären wie dem damaligen Aachener 
FDP-Geschäftsführer Otto Graf Lambs- 
dorff empfangen, versteckt und schließ- 
lich an die Parteiprominenz in Bonn wei- 
tergereicht. Die FDP mit dem Ritter- 
kreuzträger Erich Mende an der Spitze 
forderte gar in aller Öffentlichkeit die 
Straffreiheit der vom BKA gesuchten 
NS-Verbrecher. 

Der Prozess gegen Boere wird vom 
„AK Kein Vergessen!“ mit u.a. einer Ver- 
anstaltungsreihe begleitet. 

Thematisch werden wir nach der Rolle 
der bundesdeutschen Justiz gestern und 
heute im Umgang mit NS-Verbrechern 
fragen, werden uns mit niederländischer 
Kollaboration und Widerstand beschäfti- 
gen, der Spur von NS-Verbrechern nach 
Deutschland nachgehen und erkunden, 
wer die stillen HelferInnen der Nazis bei 
der Flucht waren. Die Bedeutung von 
NSlern für die aktuelle extreme Rechte 
wird uns ebenso interessieren wie Fragen 
der Re-Militarisierung Deutschlands mit 
Rekurs auf Auschwitz. 

AK Kein Vergessen! Aachen 
29.09.2009 I 


und was das mit dem „Ansehen Deutschlands 
in der Welt“ zu tun hat. 


Freitag 20.11.2009, Haus Löwenstein, 
Markt 39, Beginn 19.00h 

Das Fortwirken der NS-Kollaborateure 
auf europäischer Ebene 


Die Nichtverfolgung zahlreicher NS-Verbre- 
chen hatte viele Folgen. Neben den persönli- 
chen Dimensionen, gerade für die Opfer des 
NS und deren Angehörigen ermöglichte die 
ausbleibende Strafverfolgung den Tätern, NS- 
Ideologie weiterhin zu forcieren, sich zu re-or- 
ganisieren und ihr Wissen weiterzutragen. 

Der Referent Jörg Kronauer beleuchtet in 
der Veranstaltung die Strukturen von NS-Kol- 
laborateuren auf europäischer Ebene nach 
dem NS. 

Es wird um Kontinuitätslinien alter Nazis zur 
aktuellen extremen Rechten gehen, um das 
Fortwirken der alten NS-Kollaboration bis 
heute, = 


„Die Spende der Deutschen 
Bahn AG ist ein Anfang” 


Über Umwege ist eine Spende 
n Höhe von 150.000 Euro beim 
„Zug der Erinnerung” einge- 
troffen. Den Betrag hatte die Deut- 
sche Bahn AG im Juli zur Verfügung 
gestellt und der Bundesstiftung „Erin- 
nerung, Verantwortung und Zukunft“ 
(EVZ) ausgezahlt. 


= 


In der begleitenden Presseerklärung vom 
3. Juli vermied es die DB AG, den „Zug 
der Erinnerung“ als eigentlichen Zuwen- 
dungsempfänger zu nennen, aber deutete 
an, dass die Zahlung mit den Bahnein- 
nahmen für das Gedenken an die ermor- 
deten Kinder und Jugendlichen in Verbin- 
dung stehen könnte. Bis Juli 2009 hatte 
die DB AG für Trassen- und Stationsent- 
gelte von der Bürgerinitiative über 
150.000 Euro verlangt. Diese Forderun- 
gen waren auch international heftig kriti- 
siert worden und konnten nur beglichen 
werden, weil mehrere Hunderttausend 
Besucher auf den Ausstellungsbahnhöfen 
mit kleineren und größeren Beträgen aus- 
halfen. 

Jetzt leitete die Bundesstiftung EVZ 
den von der Bahn erstatteten Betrag in 
Höhe von 150.000 Euro an den „Zug der 
Erinnerung“ weiter. Für diese Mittlertä- 


tigkeit dankt die Bürgerinitiative der Stif- 
tung in einer aktuellen Pressemitteilung. 
Mit den Geldern will der „Zug der Erin- 
nerung“ Kosten decken, die bei der be- 
vorstehenden Fahrt durch 20 Städte ent- 
stehen, Aktivitäten gegen Rassismus und 
nationalen Größenwahn finanzieren, aber 
vor allem die überlebenden Opfer der 
Massendeportationen unterstützen. Ihnen 
müsse „endlich Genugtuung widerfahren, 
auch materiell“, schreibt die Bürgerinitia- 
tive. Sie begrüßt die Stellungnahme des 
neuen Vorstandsvorsitzenden der DB AG, 
Dr. Rüdiger Grube, der sich bei der Geld- 
übergabe verpflichtete, die „Erinnerungs- 
arbeit an die Verstrickungen der Reichs- 
bahn mit dem NS-Regime“ als einen 
„elementaren Teil der Unternehmenskul- 
tur“ zu pflegen. 

Die Bürgerinitiative bedauert, dass die 
DB AG auch zukünftig hohe Trassen- 
und Stationsgebühren für den „Zug der 
Erinnerung“ erheben will, weil sie sich 
dazu gesetzlich verpflichtet sieht. Da- 
durch werden erhebliche Teile der jetzt 
zur Verfügung gestellten Summe an die 
DB AG zurückfließen und den Opfern 
der „Reichsbahn“-Verbrechen nicht zur 
Verfügung stehen können. 

www.zug-der-erinnerung.de 


Allianz kündigt Gedenkort Jawne 


Körn. Am Erich-Klibansky-Platz 
in Köln ist seit 1990 am histori- 
schen Ort des im Nationalsozialis- 
mus zerstörten jüdischen Gymnasiums 
Jawne (1919-1942) ein weit über Köln 
hinaus bekannter Lern- und Gedenkort 
zur Geschichte jüdischer Kindheit und 
Jugend entstanden. Neben der Kinderge- 
denkstätte Löwenbrunnen finden Besu- 
cherInnen aus aller Welt einen Galerie- 
raum, in dem die Geschichte der Schule 
und ihrer SchülerInnen durch Ausstellun- 
gen und Veranstaltungen lebendig gehal- 
ten wird. Träger ist ein engagierter Ar- 
beitskreis von etwa 15 Menschen unter 
dem Dach des Vereins EL-DE-Haus e.V. 
Der Arbeitskreis bemüht sich intensiv, 
den Weiterbestand des Lern- und Geden- 
korts am Erich-Klibansky-Platz in Köln 
zu sichern. Dieser ist gefährdet, seit die 
Allianz Real Estate Germany GmbH als 
Eigentümerin des Gebäudekomplexes 
Kreishausgalerie das kostenfreie Nut- 
zungsrecht für die kleine Gedenkstätte 
aufgekündigt hat. Anfang dieses Jahres 
teilte die Allianz Real Estate Germany 
GmbH mit, dass der Arbeitskreis ab 1. Ja- 
nuar 2010 Miete für den Galerieraum in 
Höhe von 1.400 Euro (etwa 20 Euro je m?) 
monatlich leisten soll. Diese Summe kann 
der ehrenamtlich arbeitende Arbeitskreis 


nicht aufbringen. Der Arbeitskreis Lern- 
und Gedenkort Jawne, der Vorstand des 
Vereins EL-DE-Haus e.V. und viele Unter- 
stützerlnnen aus dem In- und Ausland ha- 
ben sich in den letzten Monaten intensiv, 
aber erfolglos bemüht, die Allianz zu ei- 
nem Umdenken zu bewegen und durch ak- 
tives Sponsoring eine dauerhafte Mietbe- 
freiung zu erreichen. Auch viele namhafte 
Kölner Politikerinnen und Politiker unter- 
stützen das Anliegen. Aber erst nachdem 
am 7. September in der WDR-Sendung 
„Sprechzeit“ der Aktuellen Stunde / Stu- 
dio Köln über die Probleme des Lern- und 
Gedenkorts Jawne berichtet wurde, hat die 
Allianz Real Estate ein erstes Entgegen- 
kommen gezeigt: Der WDR-Journalistin 
Anke Bruns und dem Arbeitskreis wurde 
mitgeteilt, dass „wir die Mietzahlungen 
für das Jahr 2010 mit 50 % und für das 
Jahr 2011 mit 25 % bezuschussen“ - falls 
sich kein anderer Sponsor bereit erklärt, 
die ganze Miete zu übernehmen. Doch da- 
mit ist das Problem keineswegs gelöst. 
Der Lern- und Gedenkort Jawne braucht 
eine dauerhafte Lösung — am besten und 
unbürokratischsten durch die Allianz, 
sonst auch durch andere Sponsoren oder 
eine Öffentliche Förderung. Nur so kann 
der Arbeitskreis seine innovative Arbeit 
fortsetzen. nach PM AK Jawne I 
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Frankreichs extreme Rechte organisiert 
internationale Kontakte am FN vorbei 


In den Artikel in der vergangenen 
Ausgabe (AN 19/2009, S. 9 und 
10) hat sich ein Fehler eingeschli- 
chen. Durch eine Kürzung des Verfassers 
wurde eine Passage in der rechen Spalte 
auf Seite 9 unglücklich zusammengezo- 
gen. Dort fängt die fragliche Passage an 
mit den Worten: „Am 17. und 18. Oktober 
dann steigt die große Sause in Orange...“ 
Und im selben Absatz folgt dann weiter 
hinten die Aussage: „Dort also findet am 
11.11.2009, nicht der Beginn des Kölner 
Karnevals, sondern der ‚Konvent der iden- 
titären Bewegung‘ statt.“ An dieser Stelle 
liegt ein offenkundiger Irrtum bezüglich 
des Datums vor, möchte man meinen. 
Was also stimmt denn nun? 

Radio Eriwan antwortet: beides, im 
Prinzip! Tatsächlich findet die europawei- 
te Tagung der „identitären“ Nationalisten 
am Wochenende des 17. und 18. Oktober 
im südfranzösischen Orange statt. Hinge- 
gen tagt am 11. November in Paris die 
nächste, jährliche Veranstaltung der Sym- 
pathisanten der Zeitschrift ‚Synthese na- 
tionale‘, die sich - ähnlich wie andere Ak- 
teure, unter anderem die (kleinere) rechte 
Sammelbewegung NDP unter Robert 
Spieler — zum Ziel gesetzt hat, durch die 
Entwicklung des Front National ent- 
täuschte Kader und Aktivisten an sich zu 
binden. 

Auch hier geht es darum, Kräfte der ex- 
tremen Rechten außerhalb des FN - als 
ihrer bisherigen Hauptpartei — zu bündeln. 
Und es bestehen personelle Überschnei- 
dungen zu den anderen, im vorigen Heft 
(AN 19/2009) aufgezählten Anläufen der 
französischen und europäischen extremen 
Rechten, am bislang noch dominanten FN 
vorbei etwas auf die Beine zu stellen. So 
referiert am 11. November dieses Jahres 
in Paris die belgisch-flämische Politikerin 
Hilde de Lobel vom VB (Vlaams Belang, 
also der rechtsextremen Partei „Flämi- 
sches Interesse‘‘). Dieselbe Dame tritt be- 
reits zuvor am 4. Oktober in Villepreux — 
in der Nähe von Paris — bei dem Zirkel 
‚Terre & peuple‘ (Volk & Erde) des intel- 
lektuellen Nazis und Blut und Boden- 
Rassenideologen Pierre Vial auf. Auch 
Pierre Vial seinerseits wird am 11. No- 
vember wiederum als einer der Gastred- 
ner bei ‚Synthese nationale‘ erwartet. 
Ebenso wie der elsässische rechtsextreme 
Regionalist und NDP-Sprecher Robert 
Spieler, der auf beiden Veranstaltungen je- 
weils sprechen soll. 

Ferner sind am 11. November auch füh- 
rende Repräsentanten anderer Absplitte- 
rungen vom FN, und besonders Carl Lang 
vom ‚Parti de la France‘ (PDF, „Partei 
Frankreichs“) und die MNR-Generalse- 
kretärin Annick Martin, als Redner/innen 


_ 
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vorgesehen. Der italienische nationalrevo- 
lutionäre Ideologe und Publizist Gabriel 
Adinolfi aus Rom rundet das Bild, das 
auch internationale Gäste (und noch wei- 
tere französische Redner) umfasst, ab. 

Unterdessen ist Bewegung in die extre- 
me Rechte geraten. Im Vorfeld der Veran- 
staltungen ist Polemik ausgebrochen. Aus 
Kreisen des Front National hat man insbe- 
sondere im Hinblick auf die Tagung in 
Orange eine ideologische Gegenoffensive 
gestartet. Tatsächlich dürfte ganz beson- 
ders die Annäherung zwischen Jacques 
Bompard (dem letzten verbliebenen 
rechtsextremen Bürgermeister in Frank- 
reich; 1995 und 2001 jeweils für den FN 
gewählt, doch zum Jahresende 2005 zu ei- 
ner nationalkonservativen Kleinpartei — 
dem MPF - übergelaufen, dann 2008 tri- 
umphal wiedergewählt) und der militan- 
ten Strömung der ‚Identitaires‘ den FN 
stören und beunruhigen. 

Jacques Bompard hat angekündigt, zu 
den Regionalparlamentswahlen im März 
2010 in der Region PACA (Provence, Al- 
pes, Cöte d’Azur) mit einer eigenen Liste 
anzutreten — unter dem Namen ‚Ligue du 
Sud‘, eine durchsichtige Anspielung auf 
die italienische Lega Nord. Voraussicht- 
lich werden auch die ‚Identitaires‘, die in 
Nizza eine ihrer wichtigsten Hochburgen 
aufweisen, an dem Projekt teilnehmen; 
ihre Vertreter nahmen jedenfalls an Ar- 
beitstagungen dazu teil. Eine solche Liste 
droht den Front National nun in seiner 
früheren Hochburg bei Wahlen, Südost- 
frankreich, unter die — bei Regionalparla- 
mentswahlen seit einigen Jahren geltende 
— Zehn-Prozent-Hürde zu drücken. Dafür 
wiederum dürfte es aus dem konservativ- 
liberalen Block mindestens indirekte Un- 
terstützung geben. 

In der letzen Septemberwoche 2009 ga- 
ben Kreise des FN auf der ihm nahe ste- 
henden Homepage Nations Presse Info 
bekannt, dass als einer der Redner in 
Orange am 17./18. Oktober der Franzose 
Yves-Marie Laulan auftrete. Der Publizist 
Laulan ist für seine extrem einwande- 
rungsfeindlichen Positionen bekannt; 
nimmt aber daneben auch radikal wirt- 
schaftsliberale sowie — in der Außenpoli- 
tik — eher pro-US-amerikanische Positio- 
nen ein. Im Sechs-Tage-Krieg im Jahr 
1967 diente er ferner freiwillig in der is- 
raelischen Armee. Der FN greift ihn des- 
wegen an und rückt ihn in die Nähe der 
Positionen Nicolas Sarkozys - von einer 
„nationalen Opposition“ könne bei ihm 
keine Rede sein. (Vgl. http://www.nations 
presse.info/?p=58700 ) 

Einige Tage zuvor attackierte die Ho- 
mepage Nations Presse Info auch bereits 
die schweizerische SVP, die ebenfalls mit 


einem ihrer Nationalräte (Abgeordneten) 
— Dominique Baettig aus dem schweizeri- 
schen Kanto Jura — in Orange auftritt: 
Diese kämpfe zwar zu Recht gegen mos- 
lemische Einwanderung in ihrem Land. 
Aber sie vertrete auch die Positionen der 
„national-zionistischen Netzwerke in Eu- 
rope“, widersetze sich dem „Protek-Zio- 
nismus“ nicht und betreibe keine „Oppo- 
sition gegen den (wirtschaftlichen) Globa- 
lismus“. (Vgl. http://www.nationspresse. 
info/?p=57248) 

Seit längerem gibt es in Frankreich 
(und nicht nur dort...) zwei unterschiedli- 
che rechtsextreme Orientierungen, die im- 
mer stark gegenläufig zueinander tätig 
sind: die eine (vergröbert ausgedrückt) 
pro-westlich, pro-abendländisch und zum 
Teil auch pro-israelisch, mit Hass vor al- 
lem auf „den Islam“, auf arabische, nord- 
afrikanische und/.oder türkische Einwan- 
derer sowie gegen „Ansprüche aus der 
Dritten Welt“. Die andere Orientierung 
tritt hingegen vor allem anti-westlich auf, 
ist oft unverhohlen antisemitisch, wettert 
gegen die „Unterjochung der Nationen“ 
durch die USA und/oder das ‚„‚internatio- 
nale Finanzkapital“ und die so genannte 
Globalisierung. Oft, jedenfalls in ihrer ex- 
tremen Ausprägung, unterstützt sie bei- 
spielsweise auch das iranische Regime. 
Beide Orientierungen gehen schon im 
Prinzip nicht unter einen Hut; aber ange- 
sichts der Schwächung des FN - und po- 
larisierender internationaler Konstellatio- 
nen driften sie derzeit in Frankreich im- 
mer weiter auseinander. 

Aufgrund eines Interviews in der natio- 
nalrevolutionären Zeitung ‚Flash‘ (um 
Alain Soral und Philippe Randa), in dem 
Jean-Marie Le Pen sich vor kurzem un- 
verkennbar zugunsten der oben an zweiter 
Stelle genannten (antiwestlichen) Orien- 
tierung aussprach — und auch positive 
Worte über das Regime im Iran sowie 
„den Islam“ schlechthin fand - rauscht es 
nun mächtig im rechtsextremen Blätter- 
wald. Aus einem Teil der extremen Rech- 
ten in Frankreich ruft es nun offen: Kreu- 
zigt ihn! Hinfort mit dem Frevler! Robert 
Spieler etwa erklärte kurzerhand, durch 
die Blume hindurch, Jean-Marie Le Pens 
Geisteszustand für gestört. Hingegen hält 
der alternde FN-Chef an seiner Orientie- 
rung fest. Denn in einer Situation, in der 
er sich auf politisches „Einbunkern“ ein- 
gestellt hat — weil er die pro-westlichen 
und pro-wirtschaftsliberalen Unterströ- 
mungen der extremen Rechten verdäch- 
tigt, von den Sirenen des regierenden Sar- 
kozys angelockt und angezogen zu wer- 
den -, ist er mitnichten zum taktischen 
ooder strategischen Abrücken bereit. 

Bernhard Schmid, Paris 


Connection e.V. (Kriegsdienst- 
verweigerungs-Netzwerk der 
DFG-VK) und das Military Coun- 
seling Network MCN (berät US-Verwei- 
gerer in Deutschland) haben eine bun- 
desweite Rundreise des US Deserteurs 
Andre Shepherd organisiert. In Köln 
waren „Bundeswehr wegtreten”, In- 
terventionistische Linke und „Kein 
Mensch ist illegal” die Veranstalter. 


Ca. 150 SchülerInnen aus den Jahrgängen 
9 bis 11 aus drei Kölner und eine Wupper- 
taler Schule kamen am 23.9. morgens um 
10 Uhr in die Fachhochschule in der Köl- 
ner Südstadt. Sie waren mit ihren Lehre- 
rinnen gekommen, um die Geschichte ei- 
nes Irak- Deserteurs zu hören... und hör- 
ten erstmal zu. 

Andre Shepherd ging 2004 mit 27 Jah- 
ren zur US-Armee mit der 
Hoffnung, Pilot werden zu 
können, weil er keine andere 
Perspektive nach seinem Stu- 
dium auf dem Arbeitsmarkt 
sah. Er hatte keine Wohnung | 
mehr und lebte fast ein Jahr 
im Auto. Dann kamen die ! 
Anwerber der Army und ver- 
sprachen ihm eine Lösung 
seines Problems durch den 
Militärdienst. Er war aber 
auch überzeugt davon, dass 
es richtig wäre, die US-Ar- 
mee im Kampf gegen den 
Terror zu unterstützen. Die 
US-Armee entschied, dass er 
Mechaniker für die Apache-Hubschrauber 
werden sollte. Nach einer kurzen Statio- 
nierung in Katterbach (Bayern) kam er 
2004 für ein halbes Jahr in den Irak. 

Die Realität des Krieges weckte Zwei- 
fel. Sie hatten ihm gesagt, es gehe darum 
die irakischen Massenvernichtungswaffen 
unschädlich zu machen und die Demokra- 
tie aufzubauen. 

Aber es gab keine Massenvernichtungs- 
waffen im Irak und spätesten bei dem 
Sturm auf die Stadt Faludscha, die mit 
atomarer Munition dem Erdboden gleich- 
gemacht wurde, wusste er, dass der Auf- 
bau einer Demokratie so nicht funktionie- 
ren konnte. 

Als er 2007 wieder in den Irak sollte, 
entschied er, die Armee unerlaubt zu ver- 
lassen. „Schließlich wusste ich: Wenn ich 
noch einmal in den Irak gehe, werde ich 
für den Tod und das Elend anderer verant- 
wortlich sein. Für mich war daher der 
Weg eindeutig: ich musste raus aus dem 
Militär.“ Im Jahr 2008 beantragte er Asyl 
in der Bundesrepublik. 

Im Anschluss an den kurzen Vortrag 
wurde die Veranstaltung sehr lebendig. 
Nachdem aus dem Kreis der SchülerInnen 
heraus erst einmal für alle geklärt wurde, 
was Desertion und Asyl bedeutet, befrag- 
ten die SchülerInnen eine gute Stunde den 
Gast. Die Fragen waren nicht nur politi- 
scher Natur, sondern zum Teil auch sehr 


. BUNDESWEHR 
RAUS 


„Asyl für den Deserteur!” 


23.9. 2009 : Zwei gut besuchte Veranstaltungen mit 


ve 


persönlich. Wie ist das, wenn man im 
Auto lebt? Auch kam z.B. zur Sprache, 
dass Andr& vor 3 Monaten geheiratet hat. 
Daraufhin gab es tosenden Beifall. 

Zwei Fragenkomplexe waren besonders 
wichtig: 

1. Wie kam es, dass er „freiwillig“ zum 
Militär ging? Hier verwies Andre bzgl. 
der „Freiwilligkeit“ noch mal auf seinen 
damaligen Wohnsitz im Auto und die Ver- 
anstalter wiesen daraufhin, dass auch in 
den BIZ (Berufs-Informations-Zentren) 
der Arbeitsämter in der Bundesrepublik 
die Bundeswehr bei der Ausbildungsbera- 
tung mit materiellen Lockangeboten auf 
der Jagd nach neuen Rekruten ist. 

2. Welche Folgen hat Andre zu befürch- 
ten? 

Ergebnis des Dialoges war: Die Ent- 
scheidung ist mutig angesichts der dro- 
henden Konsequenzen. 

Andr& Shepherd ist von Strafverfol- 
gung und Inhaftierung (8 Monate bis 5 
Jahre) bedroht. Zudem werden Deserteure 
unehrenhaft aus der Armee entlassen, wo- 
mit sie in den USA als Verräter ausge- 
grenzt werden und kaum eine Chance auf 
einen Job haben. 

Am Schluss appellierte Andr& an die 
SchülerInnen, sich nicht für den Militär- 
dienst ködern zu lassen. Es gab wieder 
Applaus und eine Reihe von Handy-Fo- 
toshootings von SchülerInnen mit Andre. 


dem US-Deserteur Andre Shepard in Köln 


Zur Abendveranstaltung mit An- 
dr&E in der Feuerwache kamen 
knapp 100 Leute. Nach einem kur- 
en Vortrag eines Vertreters von 
„kein mensch ist illegal“ ging es 
erst einmal um das Asylverfahren 
von Andre. 

Er beruft sich dabei auf die 
* „Qualifizierungsrichtlinie“ der Eu- 
ropäischen Union. Mit ihr sollen 
die geschützt werden, die sich ei- 
nem völkerrechtswidrigen Krieg 
oder völkerrechtswidrigen Hand- 
lungen entziehen. 

Anfang Februar 2009 konnte 
Andr& Shepherd in einer Anhörung vor 
dem Bundesamt für Migration seine 
Gründe darlegen. „Ich werde gegenüber 
dem Bundesamt deutlich machen, warum 
mir keine andere Wahl blieb, als hier in 
Deutschland um Schutz für mich zu bit- 
ten“, erklärte er vor dem Termin und er- 
gänzte: „Ich hoffe, dass die deutschen Be- 
hörden meine Entscheidung akzeptieren 
und unterstützen.“ Bisher ist in dem Asyl- 
verfahren bislang noch keine Entschei- 
dung ergangen. Mit der Konsequenz, dass 
die geplante Veranstaltungsrundreise jetzt 
z. B. nur aus 6 Veranstaltungen besteht. 
Wegen der „Residenzpflicht“ ist es Andre 
nur erlaubt, dreimal im Monat seinen 
Wohnsitz zu verlassen. Also gab es drei 
Veranstaltungen Ende September und 
weitere drei finden Anfang Oktober statt. 
Noch lebt Andre in einem bayrischen 
Asylbewerberheim, will jetzt aber nach 
seiner Heirat mit seiner deutschen Frau 
zusammenziehen. Die Ehe soll bei der 
Klärung seines Aufenthaltsstatus keine 
Rolle spielen. „Ich will das Asylverfahren 
durchziehen, weil ich es nicht nur für 
mich mache. Es gibt noch eine Reihe von 
tatsächlichen und potenziellen US-Deser- 
teuren, für die ein erfolgreiches Asylver- 
fahren von mir sehr wichtig wäre.“ 

Reiner Schmidt, 
Bundeswehr wegtreten und 
Interventionistische Linke Köln I 
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:ausländer- und asylpolitik 


Flüchtlingsrechte in den 


Koalitionsvertrag! 

BERLIN, 30.9.2009. Pro Asyl und Amnes- 
ty International fordern von der neuen 
Bundesregierung eine neue Bleiberechts- 
regelung und das Ende der menschen- 
rechtswidrigen Rückschiebungen an den 
Grenzen Europas. Die schwarz-gelbe Ko- 
alition müsse den Flüchtlingsschutz im 
Koalitionsvertrag verankern. Das betreffe 
sowohl Flüchtlinge, die in Deutschland le- 
ben, als auch die, die verzweifelt versuch- 
ten, auf europäischem Boden einen Asyl- 
antrag zu stellen, sagten Vertreter von 
Amnesty International und Pro Asyl in 
Berlin. 

Die Organisationen forderten, 
die zum 31. Dezember auslau- 
fende Bleiberechtsregelung neu 
zu fassen und dabei deutlich zu 
verbessern. „Die unmenschliche 
Praxis der Kettenduldungen ist 
immer noch nicht abgeschafft. 
Wer lange hier lebt, muss blei- 
ben dürfen“, sagte Günter Burk- 
hardt, Geschäftsführer von Pro 
Asyl. Die eng gefassten Aus- 
schlussgründe hätten von vorn- 
herein viele Flüchtlinge von der 
Bleiberechtsregelung _ausge- 
schlossen. Die einmaligen 
Stichtage für die Einreise führ- ° 
ten dazu, dass immer wieder 
neue Fälle von langjährig Ge- 
duldeten entstehen. „Abschie- 
bungen nach jahrelangem Auf- 
enthalt sind unmenschlich. Die 
Stichtagsregelung muss aufge- 
hoben, das Bleiberecht von der Lebensun- 
terhaltssicherung entkoppelt werden“, 
forderte Burkhardt. Die Isolierung in La- 
gern und die entmündigende Zwangsver- 
sorgung mit Essenspaketen müsse been- 
det werden. 

Mit Blick auf die Flüchtlingspolitik der 
EU fordern Pro Asyl und Amnesty die 
neue Bundesregierung auf, Deutschlands 
ganzes politisches Gewicht dafür einzu- 
setzen, damit Flüchtlinge nicht länger auf 
Hoher See im Mittelmeer abgefangen und 
ohne rechtsstaatliche Überprüfung ihrer 
Fluchtgründe in Transitstaaten zurückge- 
schickt werden. „Das ist völkerrechtswid- 
rig“, erklärte Wolfgang Grenz, Leiter der 
Abteilung Länder und Asyl von Amnesty 
International. „Es gibt keinen menschen- 
rechtsfreien Raum im Mittelmeer. Auch 
Menschen, die auf Hoher See aufgegrif- 
fen werden, haben Anspruch auf ein faires 
Asylverfahren.“ Libyen und andere nord- 
afrikanische Staaten erfüllten diese Vo- 
raussetzungen nicht. Die Agentur Frontex 
braucht nach Auffassung der Organisatio- 
nen dringend menschenrechtskonforme 
Leitlinien. 

Weiter forderten Amnesty und Pro 
Asyl, Deutschland dürfe sich nicht länger 
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dagegen sperren, die Verantwortung für 
die Flüchtlinge solidarischer innerhalb 
Europas zu verteilen. „Deutschland muss 
mehr Flüchtlinge aufnehmen als bisher, 
statt die Verantwortung auf die Randstaa- 
ten abzuwälzen“, sagte Burkhardt. „‚Grie- 
chenland, Malta und Zypern sind in der 
Tat mit der Flüchtlingsaufnahme überlas- 
tet. In Griechenland gebe es kein men- 
schenrechtlichen Standards genügendes 
Asylverfahren, was auch die Eilentschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts vom 
8.9.2009 nahe lege. „Abschiebungen nach 
Griechenland müssen daher sofort ausge- 
setzt werden“, forderte Burkhardt. 


Zur solidarischeren Verteilung der Auf- 
gaben im Flüchtlingsschutz gehört nach 
Ansicht von Pro Asyl und Amnesty Inter- 
national auch, einem Programm für die 
regelmäßige Neuansiedlung (Resettle- 
ment) von Flüchtlingen zuzustimmen, die 
in anderen Ländern bereits als Flüchtlinge 
anerkannt sind, dort aber auf Dauer nicht 
bleiben könnten. Die EU-Kommission hat 
hier entsprechende Vorschläge gemacht. 
„Die Aufnahme irakischer Flüchtlinge aus 
Jordanien und Syrien zeigt, dass ein sol- 
ches Programm umsetzbar ist“, sagte 
Grenz. „Die 2.500 Iraker können nur ein 
Anfang sein. Wir müssen jährlich Flücht- 
linge bei uns neu ansiedeln. Und damit 
kein Missverständnis entsteht: Es soll die 
individuelle Aufnahme von Flüchtlingen 
ergänzen, nicht ersetzen“, sagte Grenz. 

Staaten wie Australien, Dänemark, 
Finnland, Kanada, Neuseeland, die Nie- 
derlande, Norwegen, Schweden und die 
USA siedeln schon seit langem regelmä- 
Big Flüchtlinge bei sich neu an. Schwe- 
den, ein Land von neun Millionen Ein- 
wohnern, nimmt jährlich bis zu 1.800 
Flüchtlinge dauerhaft auf. 

Quelle: Presseerklärung Pro Asyl und 
Amnesty International I 


Deportation in Elend und 
Diskriminierung 


BERLIn. Direkt im Windschatten der Wahl 
geschehen die ersten Grausamkeiten der 
neuen Legislaturperiode. Während in der 
nächsten Woche über mögliche Koalitio- 
nen und Programme diskutiert wird, mar- 
kiert ein Charterflug ab Düsseldorf am 28. 
September den Start von Massenabschie- 
bungen in den Kosovo. Mehreren tausend 
bislang ausländerrechtlich geschützten 
Roma droht die Abschiebung. 

PRO ASYL hält die Abschiebungen vor 
dem Hintergrund der Situation im Kosovo 
für völlig unverantwortlich. „Die Roma 
werden deportiert in Elend, in Diskrimi- 
nierung, an Orte, wo sie niemand haben 
will“, so PRO ASYL-Refe- 
rent Bernd Mesovic. Ein 
Großteil der Abgeschobe- 
nen wird, mangels Wohn- 
raum und finanziellen Mit- 
teln, in Slums landen. Eine 
Welle von Angriffen auf 
Roma hat erst im August 
gezeigt, wie prekär die Si- 
cherheitslage für die Min- 
derheiten weiterhin ist. Mit 
den jetzigen Massenab- 
schiebungen ignoriert 
Deutschland eine dringen- 
de Bitte des Menschen- 
rechtskommissars des Eu- 
roparates, Thomas Ham- 
marberg, der die europäi- 
schen Staaten Anfang Juli 
; aufgefordert hat, von 
 Zwangsrückführungen ab- 
zusehen. 

PRO ASYL hat sich be- 
reits mehrfach an die Innenminister des 
Bundes und der Länder gewendet und for- 
dert sie jetzt erneut auf, auf Abschiebun- 
gen von Roma und Ashkali zu verzichten. 

Nach Feststellungen eines PRO ASYL- 
Rechercheurs, der sich vor kurzem im Ko- 
sovo aufgehalten hat, ist einer der sichtba- 
ren Effekte die schnelle Weiterflucht eines 
großen Teils der Abgeschobenen. Binnen 
weniger Wochen verließen nach seinen 
Feststellungen viele aus Dänemark und 
aus Deutschland Abgeschobene den Ko- 
sovo in Richtung Montenegro, Serbien 
oder westeuropäische Staaten. 

Obwohl von den in Deutschland vor 
und während des Krieges im Kosovo auf- 
genommenen Flüchtlingen die meisten 
zurückgekehrt sind, hat Deutschland in 
den europäischen Gremien seit Jahren er- 
heblichen Druck gemacht, auch die Min- 
derheitenangehörigen in den Kosovo ab- 
schieben zu können. Nach der Unabhän- 
gigkeit sah sich die Kosovo-Regierung 
veranlasst, ein Rückübernahmeabkom- 
men abzuschließen — als Entgegenkom- 
men für die deutsche Anerkennung des 
neuen Staates, den bislang 62 Staaten der 
Welt, darunter nicht einmal alle EU-Staa- 
ten, anerkannt haben. Die schlichte Logik 


der Abschieber: „Wer Staat ist, kann auch 
Zielstaat von Abschiebungen sein.“ 

Es ist absurd, dass die EU-Mission EU- 
LEX im Kosovo aktuell den Auftrag ver- 
folgt, einen stabilen, rechtsstaatlichen und 
multi-ethnischen Staat zu schaffen, wäh- 
rend man die Minderheitenangehörigen 
jetzt bereits im Rahmen eines groß ange- 
legten Experimentes elenden Lebensbe- 
dingungen aussetzt. 

Quelle: Presseerklärung PRO ASYL 
24. September 2009 I 


„Abschiebung der Roma 
verhindern” - SPD unter- 


stützt Resolution 

MÜNSTER. „Das ist eine humanitäre Tra- 
gödie auf offener Bühne. Der nordrhein- 
westfälische FDP-Innenminister Wolf 
muss endlich die Abschiebung der Roma 
aussetzen, hierzu gibt es keine Alternati- 


ve“: Mit dieser Forderung unterstützt 


Wolfgang Heuer für die SPD-Ratsfraktion 


die Initiative des Ausländerbeirates für ei- 
nen Abschiebstopp der in Münster leben- 
den Roma. 

In Münster, führt der Sozialdemokrat 
aus, seien demnach ca. 300 Angehörige 
der Roma aktuell von einer zwangsweisen 
Abschiebung in den Kosovo bedroht, die 
Hälfte davon Kinder und Jugendliche un- 
ter 18 Jahren. „Diese kennen die Heimat 
ihrer Eltern nicht, würden nach allgemein 
anerkannter Einschätzung so gut wie kei- 
ne Ausbildungs- und Berufschance besit- 
zen“, betont Heuer. Der Kosovo gelte als 
das ärmste Land in Europa, das mit der 
Integration von Flüchtlingen völlig über- 
fordert sei. „Die Aufhebung des bisheri- 
gen Abschiebestopps in Nordrhein-West- 
falen nimmt auf diese Tatsachen keine 
Rücksicht, sie ist unter humanitären Ge- 
sichtspunkten unverantwortlich.“ 

Da einzelne Abschiebungen im Müns- 
terland offenbar bereits angeordnet wur- 
den, sei dringender Handlungsbedarf ge- 
geben. „Ich erwarte hier auch vom schei- 
denden Oberbürgermeister Dr. Tillmann 


eine rasche Initiative in Richtung Düssel- 
dorf. Dabei setze ich auf die Unterstüt- 
zung durch eine breite Mehrheit im Rat 
der Stadt, für die der Resolutionstext des 
Ausländerbeirates eine gute Grundlage 
bildet.“ Quelle: Roma Virtual Network I 


Stadtratsmehrheit gegen 
Abschiebung ins Kosovo 


GÖTTINGEN. Das Land Niedersachsen 
soll nach dem Willen der Stadt Göttingen 
keine Angehörigen von Minderheiten in 
das Kosovo abschieben. Zugleich solle 
die Landesregierung zusätzliche Integrati- 
onsmöglichkeiten für die betroffenen Be- 
völkerungsgruppen schaffen, heißt es in 
einer mehrheitlich verabschiedeten Reso- 
lution des Göttinger Stadtrates. 

Die Bundesregierung wird darin aufge- 
fordert, das Rückführungsabkommen mit 
dem Kosovo auszusetzen. Zugestimmt 
haben dem von den Grünen eingebrachten 


Papier die SPD und die Linksfraktion. Die 
FDP enthielt sich, die CDU stimmte dage- 
gen. 

In der Stadt und im Kreis Göttingen le- 
ben zurzeit rund 500 Flüchtlinge aus dem 
Kosovo. Etliche Familien haben in den 
vergangenen Monaten von den Auslän- 
derbehörden Ausreise-Aufforderungen er- 
halten. Nach dem Rückführungsabkom- 
men sollen sie bis 2010 in ihre Heimat zu- 
rückkehren. 

Für sie hat die Resolution wohl keine 
praktischen Konsequenzen: Bleiberecht 
und Abschiebung seien grundsätzlich 
Bundes- beziehungsweise Ländersache, 
räumen die Grünen ein: Die viel zitierten 
Ermessensspielräume für die örtlichen 
Ausländerbehörden würden vom nieder- 
sächsischen Innenministerium stark be- 
schnitten. 

In Deutschland halten sich laut Nieder- 
sächsischem Flüchtlingsrat derzeit noch 
etwa 30.000 Flüchtlinge aus dem Kosovo 
auf, etwa 5.000 davon in Niedersachsen. 

Quelle: Roma Virtual Network - flucht 
mailing list flucht@nds-fluerat.org 


Inhaftierung nach 
Abschiebung? 


Der syrische Kurde Khalid Kenjo wurde 
am 1.9.2009 aus Deutschland abgescho- 
ben. Der kurdische Flüchtling hatte er- 
folglos ein Asylverfahren in Deutschland 
betrieben. Aus Angst nach Syrien abge- 
schoben zu werden, war er gezwungen, 
nach Österreich zu fliehen, um dort 
Schutz zu suchen. Durch seine Fingerab- 
drücke wurde bekannt, dass er bereits ihn 
der Bundesrepublik Asyl beantragt hatte 
und deshalb zurück nach Deutschland ge- 
bracht. Auch sein Asylfolgeantrag in der 
Bundesrepublik wurde vom Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge abgelehnt. 
Die Klage ist weiterhin beim Verwal- 
tungsgericht Arnsberg anhängig. 

Trotzdem beschloss die Ausländerbe- 
hörde des Landkreises Warendorf Herren 
Kenjo nach Syrien abzuschieben. Man 
verhaftete ihn am 20.8.2009 und brachte 
ihn in Abschiebehaft. Der Antrag 
seiner  Prozessbevollmächtigten 
auf Erlass einer einstweiligen An- 
ordnung wurde am 31. August 
2009 durch Beschluss des Verwal- 
tungsgerichts Arnsberg (AZ: 4 L 
495/ 09.A) abgelehnt. Damit hatte 
der Landkreis Warendorf grünes 
Licht für seine Abschiebung, die 
tatsächlich am 1. September über 
den Flughafen Frankfurt erfolgte. 

In Syrien wurde ihm nach eini- 
gen Tagen mitgeteilt, dass er beim 
Staatssicherheitsdienst, Abteilung 
Kamishli vorsprechen soll. Am 
13.9.2009 fuhr Herr Kenjo nach 

Kamishli zum Revier des Staatssi- 
‘ cherheitsdienstes. Seitdem fehlt 
jede Spur von ihm. Er kam nicht 
zu seinen Angehörigen zurück. 
Auf Nachfrage der Angehörigen 
beim Sicherheitsdienst, teilte man ihnen 
mit, der Häftling würde nicht freigelassen, 
solange er seinen syrischen Personalaus- 
weis nicht vorlegen wird. Laut Informa- 
tionen seiner Familie, hatte Herr Kenjo 
seinen Personalausweis bei den deutschen 
Behörden abgegeben. Sie wissen nicht, 
wo sich der Personalausweis befindet. Die 
Verwandten des Verhafteten sind sich 
nicht sicher, ob der Ausweis der tatsächli- 
che Grund für seine Verhaftung ist und ob 
die Vorlage des Dokumentes ihn in der Tat 
retten wird. Über Herrn Kenjo ist bekannt 
und belegt, dass er an zahlreichen kurdi- 
schen exilpolitischen Aktivitäten in Euro- 
pa gegen die syrische Politik teilgenom- 
men hatte. 

Wir fordern die deutschen Behörden 
(das Auswärtige Amt, das Innenministeri- 
um), sich bei den syrischen Behörden für 
seine Freilassung einsetzen. 

Die zuständigen deutschen Behörden, 
sollen diese Tatsache, als Grund nehmen, 
um Abschiebungen von kurdischen Akti- 
visten nach Syrien zu stoppen. 

Quelle: Yekitimedia.org, 22.9.2009 8 
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: Rund 100 000 Menschen sind in 
Deutschland nur geduldet. Sie le- 
ben ohne gesicherte Aufenthalts- 
perspektive und in ständiger Angst vor 
Abschiebung. In vielen Bundesländern 
werden diese Menschen jahrelang ge- 
zwungen, in Lagern zu leben — ohne 
Chance auf Integration und ohne Per- 
spektive. Häufig werden sie auf engstem 
Raum unter krankmachenden Bedingun- 
gen untergebracht. In Baden-Württem- 
berg stehen ihnen lediglich 4,5 Quadrat- 
meter zur Verfügung. Asylsuchende dür- 
fen nicht arbeiten, bekommen nur die al- 
lernotwendigste medizinische Versor- 
gung und erhalten, abgesehen von einem 
Taschengeld in Höhe von 40 Euro, alle 
Dinge, die sie zum Leben benötigen, in 
Form sogenannter Sachleistungen. Das 
alles geschieht möglichst abseits der Öf- 
fentlichkeit. Eine rechtliche Grundlage 
für die diskriminierende Behandlung ist 
das Asylbewerberleistungsgesetz, ein 
Sondergesetz, das die Versorgung mit Es- 
senspaketen vorschreibt und Flüchtlinge 
damit wie Menschen zweiter Klasse be- 
handelt. 


In Bayern werden bereits die ersten 
Lager geschlossen 


In Bayern wurde beschlossen, sämtliche 
Containerlager zu schließen. So wird das 
umstrittene Ausreiselager in Fürth zum 
Jahresende endlich der Vergangenheit an- 
gehören. Inzwischen hat Bayerns Sozial- 
ministerin Christine Haderthauer sogar 
geäußert, dass sie sich eine Unterbrin- 
gung von Asylsuchenden in Privatwoh- 
nungen gut vorstellen kann und dass für 
Bewohner von Gemeinschaftsunterkünf- 
ten eine vergleichbare Wohnqualität ge- 
währleistet sein müsse. 


In Baden-Württemberg leben rund 
4.800 Flüchtlinge in Lagern 


Anders in Baden-Württemberg, wo sich 
die Landesregierung bislang nicht auf 
diese Diskussion einlassen will. Hier sind 
Flüchtlinge während ihres Asylverfah- 
rens und im ersten Jahr nach Abschluss 
des Asylverfahrens mit einer Duldung 
verpflichtet, in einer zugewiesenen Ge- 
meinschaftsunterkunft zu wohnen. So 
schreibt es das baden-württembergische 
Flüchtlingsaufnahmegesetz vor. Es gibt 
in unserem Land 110 dieser sogenannten 
Gemeinschaftsunterkünfte, die sich über 
fast alle Landkreise verteilen und zumeist 
in einem erbärmlichen Zustand sind. Den 
ca. 4.800 Flüchtlingen in diesen Unter- 
künften stehen nur 4,5 Quadratmeter pro 
Person zu. 


Eng, abseits und oft in desolatem 
Zustand 


Wer einmal in einer dieser Unterkünfte 
war, kennt das beklemmende Gefühl, das 
einen beschleicht, wenn man sie betritt. 
Zahlreiche dieser Gemeinschaftsunter- 
künfte sind in desolatem Zustand, die 
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Lagerleben macht krank 


Flüchtlingsrat Baden-Württemberg fordert dezentrale Un- 


terbringung von Flüc 


Menschen müssen darin auf engstem 
Raum miteinander leben. In vielen Land- 
kreisen stehen sie abseits des öffentlichen 
Lebens, fernab von Einkaufsmöglichkei- 
ten, Schulen, Kindergärten und ohne oder 
bestenfalls schlechter Anbindung an öf- 
fentliche Verkehrsmittel. 


Lagerunterbringung ist teuer und 
unsinnig 


Auch angesichts der geringen Zugangs- 
zahlen stellt sich immer drängender die 
Frage nach der Notwendigkeit dieser rigi- 
den Lagerunterbringung. Nur noch weni- 
ge Flüchtlinge schaffen den Weg nach 
Deutschland: In den letz- 
ten Jahren sind die Asyl- 
zugangszahlen massiv 
gesunken und befinden 
sich mit 15.000 Flücht- 
lingen in Baden-Würt- 
temberg auf einem histo- 
rischen Tiefstand. Zahl- 
reiche Kreise haben teil- 
weise weniger als 100 
Flüchtlinge zu betreuen, ! 
was die Unterbringung 
pro Flüchtling insgesamt verteuert. Die 
Folgen sind bis zu 50 % leerstehende Ge- 
meinschaftsunterkünfte im Land bei 
gleichbleibenden Kosten. 


Das Leben im Lager bedeutet Aus- 

grenzung, macht psychisch krank und 
widerspricht der Menschenwürde 

Der Alltag im Lager ist gekennzeichnet 
von Überwachung, Besuchskontrollen 
und mangelnden Rückzugsmöglichkei- 
ten. Die Lager verhindern die Integration 
der dort lebenden Menschen und tragen 
zur Stigmatisierung von Flüchtlingen bei. 
Die im Lager untergebrachten Menschen 


htlingen in Wohnungen 


klagen häufig über gesundheitliche und 
psychische Probleme. Viele Menschen le- 
ben seit über zehn Jahren dort, obwohl 
Alternativen möglich wären. 

Der Flüchtlingsrat Baden-Württem- 
berg fordert daher 

* eine uneingeschränkte Arbeitserlaub- 


nis für Asylsuchende 

« die Gewährleis- 
. tung des Lebensun- 
terhaltes ohne Sach- 
” leistung sowie unein- 
geschränkte medizi- 
nische Versorgung 

° eine dezentrale 
Unterbringung in 
menschenwürdigen Wohnungen anstelle 
großer Sammelunterkünfte 

° Rücksichtnahme auf kulturelle und 
religiöse Zugehörigkeit bei der Belegung 
von Wohnungen 

+ eine qualifizierte Sozialarbeit mit ei- 
nem zumutbaren Zahlenverhältnis von 
Sozialarbeiter/- innen zu Flüchtlingen 

* Integrations- und Beschäftigungsan- 
gebote zur Vermeidung von Ghettobil- 
dung 

+ Bewegungsfreiheit für Flüchtlinge, so 
dass sie legal ihren Stadt- oder Landkreis 
verlassen können. 157 


ni 


Am Donnerstag dieser Woche 
(1. Oktober) ab 14 Uhr wird es 
Andrang wie selten geben vor 
dem Verwaltungsgericht im südwest- 
französischen Pau. An diesem Don- 
nerstag kommt dort die Klage des Prä- 
fekten, Philippe Rey- der den französi- 
schen Zentralstaat im Verwaltungsbe- 
zirk Pyrenees-Atlantiques vertritt - ge- 
gen den Bürgermeister von Billere, 
Jean-Yves Lalanne, zur Verhandlung. 


Billere ist ein Vorort von Pau, der größten 
Stadt des Departements. Am Samstag, 
den 5. September dieses Jahres fand dort 
eine Veranstaltung statt, die alles andere 
als alltäglich ist: Im Beisein von 100 bis 
200 Menschen weihte der Bürgermeister, 
Mitglied der Sozialistischen Partei, eine 
„Mauer der Abgeschobenen/Ausgeschaff- 
ten“ ein.! Auf der Wand im Zentrum des 
knapp 20.000 Einwohner zählenden 
Städtchens stehen, in bunten Farben und 
dicken Großbuchstaben, Wörter wie 
„Freiheit“, „Gleichheit“, „Brüderlichkeit“ 
und „Solidarität“, aber auch — als Gegen- 
begriffe — „Willkür“ und „Ausschaffung“. 
Auch „Humanismus“, „Kinder“ sowie 
„Aufnahmeland“ sind zu lesen. Dazwi- 
schen stehen Bildsymbole: Flugzeuge 
sind zu sehen, und das Hexagon — eine 
geometrische Figur in den Umrissen 
Frankreichs —, aus dem zahlreiche Pfeile 
ähnlich wie Stacheln nach außen zeigen.? 
Auf einer Tafel stehen die Namen von 15 
Personen: Kindern, die bis vor einiger 
Zeit zusammen mit ihren Eltern im Bezirk 
„Atlantik-Pyrenäen“ lebten. Kinder von 
Eltern, die zwangsweise ausgeschafft 
worden sind. 

Es gehe ihm darum, „gegen das Verges- 
sen zu kämpfen“, erklärt der sozialdemo- 
kratische Jean-Yves Lalanne dazu, und 
„an diese Kinder und an ihre Familien zu 
erinnern“. Manchmal, meint Lalanne, 
müsse man — etwa auf kommunaler Ebene 
— handeln, „um unsere Schande auszuwi- 
schen, dass eine Regierung diese (Aus- 
schaffungs-)Politik im Namen der Repu- 
blik durchführt“. Dies sei „ein Gebot des 
Humanismus, man könnte beinahe sagen, 
der christlichen Nächstenliebe“. 

Die Wand in Billere, deren Namen dem 
des mur des federes — der Mauer der Re- 
pressionsopfer (Erschossenen) aus der 
Commune de Paris, am Pariser Pöre La- 


Denkmal für Abgeschobene: 


Mutiger Bürgermeister wird juristisch vom Staatsvertreter 
attackiert - und von Rechtsextremen mit Mord bedroht 


chaise-Friedhof nachempfunden -, ist bis- 
lang einzigartig in ihrer Konzeption. Aber 
andere französische Kommunen wollen 
ihrem Beispiel folgen, um ein Zeichen ge- 
gen Ausschaffungen und eine repressive 
Ausländerpolitik zu setzen. Und Bürger- 
meister Jean-Yves Lalanne lancierte ei- 
nen „feierlichen Aufruf an die Bürger- 
meister Frankreichs“, ähnliche Denkmä- 
ler zu errichten. Die Bürgermeisterin der 
Bezirkshauptstadt Pau und sozialdemo- 
kratische Abgeordnete im französischen 
Parlament, Martine Lignieres-Cassou, un- 
terstützt das Vorhaben und sprach auch 
auf der Kundgebung zur Einweihung der 
Mauer. Eine kleinere Kommune im Süd- 
westen Frankreich, Bernadets (ein paar 
hundert Einwohner/innen), und ihr partei- 
loser Bürgermeister möchte das Beispiel 
von Billiere in Bälde nachahmen.3 

Die Rechtsopposition in  Billiere 
schäumt hingegen und bezeichnet die Ak- 
tion des Bürgermeisters, die auch von al- 
len Kommunalparlamentariern der linken 
Rathausmehrheit unterstützt wird, als ‚„il- 
legal“ und als „politische Agitation unter 
dem Deckmantel der Kommunalpolitik“. 
Es dürfe nicht der öffentliche Eindruck er- 
weckt werden, dass ihre Stadt „eine Kom- 
mune von Aufgeregten/Aufgebrachten 
(agites) sei“.+ Der Präfekt - der die Regie- 
rung repräsentiert und eine Rechtsaufsicht 
über die Kommunalpolitik führt — seiner- 
seits erstattete Klage vor den Verwal- 
tungsrichtern: Er sei nicht zuvor über die 
Entscheidung informiert worden und auch 
die UMP-Opposition sei nicht zuvor ein- 
geschaltet worden, deswegen sei der Be- 
schluss „illegal“ — ferner liege er „nicht 
im kommunalen Interesse“.5 Der Präfekt 
klagt im Eilverfahren auf den Erlass einer 
Einstweiligen Verfügung zum Abriss oder 
Einmotten des Denkmals. Der Bürger- 
meister und sein Anwalt, Jean-Frangois 
Blanco — Vorsitzender der örtlichen An- 
waltskammer —, sind jedoch im Augen- 
blick zuversichtlich, dass er nicht damit 
durchkommit. Jedenfalls nicht im Eilver- 
fahren, das nur dann stattfinden kann, 
wenn es keinen Zweifel an der Unrecht- 
mäßigkeit eines Verwaltungsbeschlusses 
gibt und es keine Debatte darum braucht. 
Der Richter kann sich in diesem Falle als 
unzuständig erklären, da das Eilverfahren 
nicht statthaft und eine Sachdebatte von- 
nöten sei. Sofern der Richter ihm folgt, 
wird das Denkmal wohl noch mindestens 
ein Jahr ungehindert stehen können, bevor 
es zur Hauptverhandlung kommt. 

Aber nicht nur der Präfekt und konser- 
vative Lokalpolitiker schäumen. Seitens 
der extremen Rechten wird der Bürger- 
meister inzwischen zur Zielscheibe von 
unverhohlenen Morddrohungen. Auf der 
rassistischen Webseite Fdesouche -— 


Abkürzung für frangais de souche, also 
„Abstammungsfranzose“ — wurde etwa 
gefordert, „den Bürgermeister gegen die- 
se Wand zu stellen und (daran/dort) zu er- 
schießen“. Der Rathauschef und sein An- 
walt haben deswegen inzwischen Strafan- 
zeige erstattet. Auch eine antirassistische 
NGO aus Paris wird deswegen ihrerseits 
ein Strafverfahren einleiten. 

Am Tag der Einweihung störten 15 Ak- 
tivisten des rechtsextremen Bloc identitai- 
re die Feier. Sie riefen „Schande, Schan- 
de“ und bezeichneten das Denkmal als 
„Schandmauer“ — wodurch sie sprachlich 
eine Parallele zu einer verbreiteten Be- 
zeichnung für die Berliner Mauer und die 
Anlagen der befestigten DDR-Grenze von 
vor November 1989 zogen. Aus den Krei- 
sen der „Identitären und anderen extre- 
men Rechten wird Lalanne vorgeworfen, 
„Ilegalitätt durch Verschwendung von 
Steuergeldern zu fördern“. Die „identitä- 
ren“ Nationalisten gehören einer aktivisti- 
schen neofaschistischen Gruppierung mit 
hoher Gewaltbereitschaft an. Dass es zu 
einer Schlägerei zwischen ihnen und den 
anwesenden Gästen der Einweihungsfeier 
kam, verhinderte die Polizei, die beide 
Seiten rasch trennte. Auf der Homepage 
des rechtsextremen Nachrichtendiensts 
Novopress behaupten die Aktivisten, an- 
wesende Kommunalparlamentarier der 
UMP-Rechtsopposition seien im An- 
schluss zu ihnen gekommen und hätten 
sich bei ihnen bedankt.® 

Am 17. und 18. Oktober dieses Jahres 
halten die „Identitären“ eine europaweite 
Veranstaltung im südfranzösischen Oran- 
ge ab. Dort mit von der Partie ist auch Do- 
minique Baettig, Schweizer Nationalrat 
aus dem Kanton Jura, der die „Schweize- 
rische Volkspartei“ SVP im eidgenössi- 
schen Bundesparlament vertritt. 

Bernhard Schmid, Paris WM 
Ungekürzte Fassung eines Artikels für die 

‚Wochenzeitung‘ (WoZ) in Zürich, Ausgabe vom 

1. Oktober 2009 . Zur Terminologie: Der schwei- 
zerdeutsche Terminus ‚Ausschaffung‘ ist iden- 
tisch mit dem deutschen Begriff ‚Abschiebung‘ 

1 Vgl. http://www.alternatives-paloises.com/article. php3 ?id 

_article=2843 oder hitp://www.pauinfo.fr/index.php ?op- 

tion=com_content&view=article&id= 167:initiativeoriginale- 

deJamairiele-mur-desexpulses&catid-13:pau&ltemid-17 
2 Vgl. Abbildung: http://www.lepost.fr/article/2009/ 
09/26/ 1713098_menace-de-mort-sur-internet-le-maire- 
porte-plainte.html 
3 Vgl. http://www. sudouest.com/bearn/actualite/ 
pau/article/698408/mil/5066706.html@auth=ac8fd60 
5&cHash=b1f984d588 

4 Vgl. hittp://www.sudouest.com/bearn/actualite/ 
pau/article/716066/mil/5141719.html 

5 Vgl. hitp://www.sudouest.com/bearn/ actuali- 
te/article/718250/mil/5152420.html 

6 Vgl. hitp://fr.novopress.info/30398/1%E2% 80%99inau- 

guration-du-%C2%AB-mur-desexpulses%C2%BB-pertur- 

bee-par-leblocidentitaire/ und auch http://fr.novopress. 
info/31524/billere-le-prefet-veut-supprimer-le-mur-des-ex- 
pulses / 
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„Alain de Benoist und die Nouvelle Droite” 
Besprechung des Buches von Michael Böhm (LIT Verlag Berlin 2008) - 
Ein Gefälligkeitswerk, das vom Niveau her niemandem einen Gefallen tut 


Anfrage an Radio Eriwan: Ist es zu- 
lässig, eine Monographie — mit wis- 
senschaftlichem Anspruch — über 
einen „Denker“ zu verfassen, wenn man 
sich mit dessen Ideen insgesamt doch sehr 
eng identifiziert? Radio Eriwan antwortet: 
Im Prinzip ja. Aber... 

Auch im so genannten richtigen Leben, 
und außerhalb des sowjetischen Herr- 
schaftsbereichs, müsste die Antwort lau- 
ten: Im Prinzip ja, aber... Aber intellektuell 
statthaft ist es nur dann, wenn man - erste 
Voraussetzung — doch noch genügend ei- 
gene Vernunft besitzt, um die nötige Dis- 
tanz zu seinem personifizierten „For- 
schungsgegenstand“ wahren zu können. 
Zum Zweiten sollte man vom Wissens- 
und Kenntnisstand und vom kritischen 
Analysevermögen her ein genügend hohes 
Niveau aufweisen, um der Aufgabe auch 
gewachsen zu sein. Und schließlich sollte 
man, drittens, sofern es sich um einen 
fremdsprachigen „Denker“ handelt, auch 
dessen Sprache in genügendem Ausmaß 
beherrschen — oder aber zumindest über 
hinreichend gut übersetztes Quellenmate- 
rial verfügen, um nicht immer wieder an 
Sprachbarrieren zu scheitern. 

All diese Voraussetzungen sind — sagen 
wir es getrost vorneweg — bei dem Autor 
Michael Böhm im Großen und Ganzen 
nicht erfüllt, wo er sich dem politischen 
Denken Alain de Benoists widmet. Er tut 
dies in Gestalt einer Doktorarbeit, die im 
Februar 2006 an der Technischen Univer- 
sität Chemnitz vorgelegt wurde und in der 
zweiten Jahreshälfte 2008 im LIT-Verlag 
als Buch erschien. (Diese Fassung liegt der 
vorliegenden Besprechung zugrunde; eine 
popularisierte Kurzfassung davon erschien 
im Winter 2008/09 im „neu-rechten“ Ver- 
lag Antaois. Letzter Erscheinungsort ist 
dabei kein Zufall, sondern ein kleiner Hin- 
weis auf den eigenen politischen Standort 
des Autors. Letzterer Umstand war dem 
Verfasser der vorliegenden Rezension al- 
lerdings bei Abfassen dieser Besprechung 
zunächst noch gar nicht bekannt. Insofern 
entstanden die nachfolgenden Ausführun- 
gen und Bemerkungen noch in Unkennt- 
nis dieses unübersehbaren kleinen Indiz’.) 

Es sei zu Anfang kurz auf die doch nicht 
unerheblichen Probleme des Autors, Mi- 
chael Böhm, mit dem Französischen hin- 
gewiesen. Mehrere Dutzende, wenn nicht 
Hunderte von französischen Schreibfeh- 
lern durchziehen sein Buch. Ziehen wir 
nur, willkürlich und zufällig ausgewählt, 
als Beispiel vielleicht die Seite 118 heran: 
Da taucht die Zeitschrift „Nouvel Observa- 
teur“ (Neuer Beobachter) als „Nouvelle 
Observateur“ — männliche und weibliche 
Form bunt durchmischt - auf. Da fehlt den 
habits neufs de la droite francaise (den 
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„neuen Kleidern der französischen Rech- 
ten“) ein Plural-s. Und da wird das droit de 
vivre, also „Lebensrecht‘“ oder „Recht auf 
Leben“, zum eher missverständlichen 
„droite de vivre‘‘ — merke: le droit ist „das 
Recht“, la droite hingegen „die (auch poli- 
tische) Rechte“. Unangenehm für die oder 
den sprachkundige/n Leser/in. Ärgerlich 
für den (Erst-)Verlag, der normalerweise 
einen wissenschaftlichen Anspruch erhebt 
— aber in diesem Falle offenkundig ein ent- 
sprechendes Lektorat unterlassen hat, sonst 
hätte er vielfach in den Text eingreifen und 
französische, aber auch deutsche sprachli- 
che Korrekturen erzwingen müssen. Aber 
noch kein „Drama“. Wirklich ernste Pro- 
bleme tauchen dann auf, wenn mangelhaf- 
te Sprachbeherrschung in Kombination mit 
fehlender inhaltlicher, kritischer Distanz 
des Autors zum „Objekt“ zu schweren 
Sinn entstellenden Fehlern führen. Dies 
tritt insbesondere dort ein, wo der Verfasser 
die Entwicklung Alain de Benoists von ei- 
nem eher „klassischen‘‘ Rassismus hin zu 
einem maßgeblich von ihm konzipierten 
„Ethnopluralismus‘“ darstellt. 


Eine falsche Übersetzung an entschei- 
dender Stelle 


Grundsätzlich schildert er diese Entwick- 
lung in der Vorstellungswelt de Benoists 
streckenweise richtig: Vergröbert ausge- 
drückt, postuliert der „klassische“ Rassis- 
mus die jeweilige Über- und Unterlegen- 
heit bestimmter „Völker“, „Rassen“ oder 
Abstammungsgruppen zueinander. Hinge- 
gen proklamiert der „Ethnopluralismus“, 
sie stünden einander „gleichwertig“ ge- 
genüber — beharrt aber auf der Notwendig- 
keit ihrer getrennten Entwicklung, da eine 
Vermischung den jeweiligen Eigenwert je- 
der dieser Gruppen herabzusetzen drohe. 
(Also müsse, in der Konsequenz, bspw. 
Einwanderung „auch im Interesse der 
Migranten, die sonst ihre kulturelle Identi- 
tät zu verlieren drohen“, abgelehnt wer- 
den.) Alain de Benoist ist im Laufe der 
siebziger Jahre von der älteren zu der 
neueren, durch ihn weitgehend mit entwi- 
ckelten Konzeption übergegangen. Je- 
doch, und dies ist nicht unwichtig, glaubt 
de Benoist auch weiterhin an die Existenz 
biologischer „Rassen“. Nur nimmt er ers- 
tens nicht länger die Idee ihrer jeweiligen 
Über- oder Unterlegenheit in den Mund; 
und zweitens glaubt er auch nicht länger 
an eine absolute oder vorwiegende Deter- 
miniertheit der Menschen durch „Rasse“ 
im biologischen Sinne (Chromosomen, 
Blut...). Vielmehr hält er die Prägung 
durch „Kultur“, die wiederum eng an ei- 
nen „natürlichen Lebensraum“ eines Vol- 
kes verknüpft sei, für sehr wesentlich. 

An dieser Stelle spielt nun ein erhebli- 


cher Übersetzungsfehler bei Michal Böhm 
seiner Darstellung einen Streich. Der Au- 
tor versteht nämlich die französische Prä- 
position ‚si’ im konkreten Kontext grund- 
legend falsch: Dieses kleine Wörtchen be- 
deutet zwar oft, vor allem in Fragesätzen, 
so viel wie „wenn“ oder „ob“ im Deut- 
schen. Aber in zwei aufeinander folgenden 
Aussagesätzen hat es eine andere Funkti- 
on: Es leitet eine Relativierung ein, die 
man im Deutschen mit „Zwar... Aber“...“ 
wiedergeben musste. (Ein derzeit in der 
französischen Presse häufig gelesener 
„Si“-Satz lautet so etwa: „Zwar hat Angela 
Merkel die Wahl gewonnen, aber sie ist 
nunmehr auf die FDP angewiesen.‘““) 

Auf dem falschen Verständnis dieser 
grammatikalischen Konstruktion beruht 
jedoch eine ganze inhaltliche Ausführung 
des Autors, die darauf hinausläuft zu be- 
haupten, dass ein „Rasse“-Verständnis bei 
de Benoist im Jahr 2000 schlicht über- 
haupt keine Rolle mehr spiele. So liest Mi- 
chael Böhm einen „Si“-Satz entsprechend 
inhaltlich falsch in dem Sinne, „dass Alain 
de Benoist nicht mehr so ohne weiteres 
davon ausging, dass Rassen existieren, 
sondern allenfalls von einer solchen Mög- 
lichkeit sprach.“ (S. 183. Dort, wo de Be- 
noist ausführte, „zwar“ gebe es Rassen, 
„aber“ auch die Prägung durch Kultur sei 
entscheidend, hatte Böhm ihn so verstan- 
den, als erwähne der Vordenker der intel- 
lektuellen „Neuen Rechten“ lediglich eine 
spekulative Hypothese. Und übersetzte ihn 
wörtlich: „Wenn die Rassen existieren...“) 
In Wirklichkeit hat Alain de Benoist sich 
nicht so weit von traditionellen rechten 
Sichtweisen auf menschliche Abstam- 
mungsgruppen entfernt, wie Böhm an der 
Stelle suggeriert; er hat sie lediglich fort- 
entwickelt. Seine wichtigste Modernisie- 
rungsleistung besteht wohl darin, seine 
grundlegende Forderung nach Wahrung 
der „Identität“ jeder Volks-, Kultur- oder 
eben auch Rassengruppe dergestalt zu prä- 
sentieren, dass sie dem Interesse jeder 
Gruppe (und nicht mehr nur „der weißen 
Völker“) entspreche. 


Unzureichende Perspektive 


Und was gibt es ansonsten zu Michael 
Böhms Ausführungen über Alain de Be- 
noist zu sagen? Grundsätzlich hat er, ers- 
tens, eine tatsächliche Fleißarbeit in Ge- 
stalt der Lektüre eines Teils seines sehr 
umfassenden Schriftwerks — Alain de 
Benoist hat über 40 Bücher verfasst — 
durchgeführt. Diese hat er, zweitens, durch 
ein (einziges) Interview mit dem Chef- 
ideologen der „Neuen Rechten“ — das er 
am 8. November 2004 in Paris durchführ- 
te, und in dessen Verlauf de Benoist über 
einige wichtige Ereignisse in seinem Le- 


ben erzählte — ergänzt. Beide Elemente 
können aber, für eine Forschungsarbeit 
und eine Buchveröffentlichung mit wis- 
senschaftlichem Anspruch, wirklich nicht 
genügen. 

Es ist nicht hinreichend, de Benoist re- 
den zu lassen und an seinen Ausführungen 
zu „hängen“. Es wäre vielmehr nötig ge- 
wesen, den Philosophen und Chefideolo- 
gen der „Neuen Rechten“ mit einer Infra- 
gestellung, einer Hinterfragung und kriti- 
schen Kontextualisierung seiner ideologi- 
schen Konzepte und Denkfiguren zu kon- 
frontieren. Ein Abfrageinterview mit hin- 
terher erfolgender braver Nacherzählung 
ist an dieser Stelle völlig uninteressant. 

Und ferner war de Benoist über Jahr- 
zehnte hinweg auch ein, zumindest mittel- 
barer, politischer Akteur (nicht in Gestalt 
parteiförmigen Aktivismus, den er seit lan- 
gem mied). Er nahm und nimmt an Kollo- 
quien teil, äußert sich zum Zeitgeschehen, 
veröffentlicht kurze Artikel zu aktuellen 
Themen - in jüngerer Zeit u.a. auf seinem 
Blog (und in der 2008 gegründeten natio- 
nalrevolutionären, hochgradig antisemiti- 
schen Zeitung ‚Flash‘). Seine aktuellen 
Auslassungen fallen dabei oft sehr viel 
„realpolitischer“, „pragmatischer“ — sehr 
oft auch unvergleichlich viel flacher und 
platter aus, als seine mit grobem Abstand 
zum Tagesgeschehen und zur Gesellschaft 
verfassten Grundsatzschriften. 

Hochinteressant wäre es gewesen, diese 
unterschiedlichen Ebenen in de Benoists 
Denken & Wirken in einer Analyse mitei- 
nander zu kombinieren. Böhm tut genau 
dies nicht. 

Ein paar interessante Stränge in de Be- 
noists Grundsatzwerken fördert er den- 
noch zu Tage. So spürt er den - intellektu- 
ellen wie auch familiären, vom Einfluss 
Friedrich Nietzsches bis zur Auseinander- 
setzung mit einer in die Bigotterie abglei- 
tenden Großmutter reichenden — Hinter- 
gründen seiner Kritik am Christentum 
nach. Die Abrechnung mit dem (verderbli- 
chen, weil egalitären und universalisti- 
schen) Monotheismus der christlichen 
Lehre bzw. des ‚„Juden-Christentums“ 


zählt tatsächlich zu den wichtigsten 
Grundlagen der Doktrin der „Neuen Rech- 
ten“. Teilweise aus dem familiären Hinter- 
grund abgeleitet wird auch eine Verbun- 
denheit des jungen de Benoist mit aristo- 
kratischen Wurzeln & Werten, die er ge- 
gen jene des Bürgertums in Stellung 
bringt. Dies ist alles richtig und insofern 
sogar hilfreich, als es manche Weichen- 
stellungen in der Jugend und im jungen 
Erwachsenenleben de Benoists zu erklären 
hilft. Um eine politische Ideologie — wie 
de Benoist sie als entscheidender Akteur 
mit prägte und prägt — als solche zu cha- 
rakterisieren, ist es aber vollkommen un- 
zureichend. 

Letztere bringt Böhm, bei de Benoist, 
auf den Punkt, dass es sich um eine „ästhe- 
tische Revolte“ gegen die Moderne hande- 
le. Dies mag in manchen Teilaspekten zu- 
treffen, aber erklärt noch mitnichten, was 
die durch de Benoist mit entwickelte Ideo- 
logie und ihre Einbettung in den gesell- 
schaftlichen Kontext ausmacht. An vielen 
Stellen bleibt Böhm auch sträflich bei den 
abstrakten Denkfiguren Alain de Benoists 
einfach stehen. So lehnt de Benoist die 
Idee, dass unveräußerliche und allen Per- 
sonen eigene „Menschenrechte“ bestehen, 
schroff ab: Aufgrund ihres qua Definition 
universellen Charakters seien diese von 
Natur aus „Völker und Kulturen zerstö- 
rend“. Was bedeutet dies nun aber in sei- 
nen konkreten Auswirkungen in einer kon- 
kreten Gesellschaft — de Benoist liebt es, 
das (gute) Konkrete, da „kulturell Einge- 
wurzelte“, dem (üblen) Abstrakten und 
Universellen gegenüber zu stellen, also 
wird man doch einmal so „konkret“ fragen 
dürfen? Was bedeutet dies etwa für eine 
Position zu Todes- und Züchtigungsstra- 
fen im Iran, in anderen muslimisch ge- 
prägten Ländern oder in Ostasien, die 
durch die jeweiligen Regimes „kulturell“ 
legitimiert werden? Dazu findet sich kein 
Sterbenswörtchen — Böhm bleibt lieber 
dabei stehen, de Benoists vollkommen 
abstrakt bleibende intellektuelle Konstruk- 
tion zum Thema, unkritisch und unhinter- 
fragt, zu präsentieren. (Vgl. S. 174 ff.) 
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Ausführungen zu Auschwitzleugnern 


Eine letzte Anmerkung sei zum Schluss 
gestattet: Eine absolute Lumperei, histori- 
scher und politischer Betrug an den Le- 
ser/inne/n ist es, was Böhm dem Publikum 
auf S. 100 bezüglich Holocaustleugnern 
weis machen möchte. In Frankreich wurde 
im Jahr 1987 der Begriff des „Negation- 
nisten“ (Leugners, Abstreitenden) in die 
politische und intellektuelle Debatte ein- 
geführt. Und zwar ganz bewusst, um den 
bis dahin gebräuchlichen Begriff des „Re- 
visionismus“ zu ersetzen: Letzterer Be- 
griff war ursprünglich durch die Anhänger 
der Auschwitzlüge für sich benutzt, und 
danach durch viele Beobachter zunächst 
zu ihrer Bezeichnung übernommen wor- 
den. Dies wurde jedoch durch französi- 
sche Intellektuelle, zu Recht, als verfehlt 
betrachtet: Im Begriff des „Revisionis- 
mus“ steckt im Kern der Anspruch, die 
Geschichtsschreibung an einer bestimm- 
ten Stelle zu „revidieren“. An und für sich 
ist ein solches Anliegen keinesfalls skan- 
dalös; denn vielmehr besteht die Aufgabe 
jeglicher Tätigkeit des Historikers ja gera- 
de darin, das geschichtliche Urteil über be- 
stimmte Ereignisse immer wieder (dank 
des Vorliegens neuer Erkenntnisse) zu re- 
vidieren, zu verbessern und zu schärfen. 
Untauglich sei der Begriff des „Revisio- 
nismus“ also vor diesem Hintergrund, um 
die Auschwitzleugner zu bezeichnen, 
meinten viele Beobachter/innen. Denn ih- 
nen gehe es nicht um die Verbesserung der 
Geschichtsschreibung (durch ihre Abände- 
rung aufgrund neuer Informationen), son- 
dern um die schlichte und bewusste Leug- 
nung eines wahren historischen Tatbe- 
stands. „Negationnisten“ bedeutet in der 
französischen Diskussion, von Anfang an, 
nichts anderes als „Holocaustleugner“. 
Hier nun aber die Definition dieses Be- 
griffs, die Michael Böhm auf S. 100 seines 
Buchs über Alain de Benoist anbietet: 
„Maurice Bard&che“ (Anm.: ein unver- 
blümt neofaschistischer Publizist, dem der 
Junge Benoist in den frühen sechziger Jah- 
ren kurzzeitig zuarbeitete) „...gilt in Frank- 
reich als geistiger Vater der sogenannten 
Negationnistes, einer politischen Strö- 
mung, die sich darum bemüht, das offi- 
zielle Geschichtsbild zu revidieren.“ (Sic.) 
Zack, Aus, Ende der Fahnenstange und der 
„Definition“, Übergang zu einem anderen 
Thema. Naivität? Ahnungslosigkeit, und 
Nachbeterei der Äußerungen rechtsextre- 
mer Kontaktleute und „Vordenker“ in 
Frankreich? Bewusste Irreführung des Pu- 
blikums durch den Autor? Rechte Propa- 
ganda aus seiner Feder? Alles auf einmal? 
Die Leser/innen mögen sich aussuchen, 
was zutrifft. 
Bernhard Schmid 


Michael Böhm: „Alain de Benoist und die 
Nouvelle Droite. Ein Beitrag zur Ideenge- 
schichte im 20. Jahrhundert“, mit einem 
Vorwort von Frank-Lothar Kroll. LIT Verlag, 
Reihe Geschichte, Band 86. Berlin 2008. 
Preis 29,90 Euro. 
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:aus der faschistischen presse 


Piratenpartei gibt Interview 
in JF 


Junge Freiheit Nr. 38/09 vom 11.9.2009 
Andreas Popp, stellvertretender Vorsit- 
zende der Piratenpartei, hat keine Berüh- 
rungsängste zum Blatt und lässt sich inter- 
viewen. Zur eigenen politischen Einord- 
nung erklärt er auf die Frage: „Linke, so- 
ziale Parteien stehen klassisch für soziale 
Entmündigung zugunsten eines starken 
bemutternden Staates. 

Popp: Sicher ist eine gut gemeinte Be- 
vormundung von links letztlich auch nicht 
besser als die der Konservativen, die jeden 
für einen Gefährder halten. Würden linke 
Kräfte alle Bürger in einem zentralen So- 
zialregister erfassen und dafür sämtliche 
Daten sammeln, wären wir natürlich strikt 
dagegen, ebenso wenn irgendwelche Alt- 
kommunisten, wie letztens aus der Links- 
partei, Mauer und Stasi wiederhaben wol- 
len. Aber wenn sich linke Parteien für die 
Sache der Bürgerrechte einsetzen, warum 
nicht? Grundsätzlich aber haben Sie recht, 
am nächsten stehen uns sicher liberale 
Bürgerrechtsparteien wie FDP und Grüne. 
Deshalb sind wir auch fassungslos, wenn 
etwa die FDP in NRW davon spricht, die 
Zensur einzuführen, oder die Grünen im 
Bundestag sich mit 15 Abgeordneten in 
der Abstimmung über das Zugangser- 
schwerungsgesetz enthalten.“ 

Popp gibt an, er habe eine „Eilanfrage“ 
für das Interview bekommen und nicht 
gewusst, um welche Zeitschrift es sich 
handele. 

In derselben Ausgabe befasst sich das 
Blatt mit dem Kölner Denkmal für die 
Opfer der nationalsozialistischen Militär- 
Justiz und kommt zu dem Schluss: 

„Die NS-Militärjustiz war Willkür, 
maßlos, oft grausam. Die Aufhebung de- 
rer Urteile ist eine Frage der Menschlich- 
keit ... Deserteure zu verherrlichen ist et- 
was anderes. Viele flüchteten aus Feig- 


heit, Schwäche, Niedertracht, nutzten 
eine Gelegenheit ... Das Kölner Denkmal 
ehrt niemanden, es ist ein Schandmal.“ 


Aufruf zur Wahl von Kleinst- 
parteien 


Junge Freiheit Nr. 39/09 vom 18.9.2009 
In Anbetracht der Chancenlosigkeit der 
rechtsextremen Parteien bei der Bundes- 
tagswahl entwickelt das Blatt ein neues 
Argument, warum diese Parteien dennoch 
gewählt werden sollten. Das Blatt 
schreibt: „Zum einen kann aus einer klei- 
nen Partei auch eine große, einflussrei- 
chere werden, trotz aller Widrigkeiten, die 
das Wahlrecht, die Bürokratie und die ge- 
nerelle Bevorzugung der etablierten Kräf- 
te in den Medien bereithalten. Eine Stim- 
me für eine kommende politische Forma- 
tion ist dann eben nicht verloren, sie hat 
diese vielmehr auf ihrem Weg nach oben 
gestärkt und ermutigt ... Wirklich verlo- 
ren ist schließlich nur die Nichtwähler- 
stimme: Sie erlaubt den etablierten Partei- 
en nämlich, den Nichtwähler so zu verein- 
nahmen, als hätte er im Proporz für sie ge- 
stimmt. Die Stimme des Protest- oder Al- 
ternativwählers wird also allemal ernster 
genommen als die Nicht-Stimme des 
Wahlverweigerers. Wir Wähler können 
auch anders — und wir sollten jede Gele- 
genheit nutzen, unsere Macht spüren zu 
lassen.“ 
Viel geholfen hat dieses Argument den 
rechtsextremen Parteien nicht, wie das Er- 
gebnis der Bundestagswahl zeigt. 


Piratenpartei als Speer- 
spitze gegen die Political 
Correctnes? 

Junge Freiheit Nr. 40/09 vom 25. 9.2009 
Chefredakteur Dieter Stein hofft, dass die 


Piratenpartei das Ergebnis der Bundes- 
tagswahl durcheinanderwirbeln könne: 
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„latsächlich gelingt es der Piratenpartei 
in einer Kampagne ohne Beispiel im In- 
ternet Anhänger zu gewinnen. Ihr Ein- 
Punkte-Profil macht sie zur Projektions- 
fläche aller, die der Politik und des fest- 
gefahrenen Parteienkartells überdrüssig 
sind ... Sie könnte zum Katalysator wer- 
den, der den Beton des Politikbetriebs 
aufbricht.‘“ Insofern betrachtet das Blatt 
die Piratenpartei als Mittel zum Zweck - 
als Chance, endlich eine rechtsextreme 
Partei mit dauerhaftem Erfolg zu etablie- 
ren, nach dem Muster der österrei- 
chischen FPÖ. 


Die Bundestagswahl 


Junge Freiheit Nr. 41/09 vom 2.10.2009 
Das Ergebnis der Bundestagswahl gefällt 
dem Blatt überhaupt nicht.“Es würde eu- 
ropäischer Normalität entsprechen, wenn 
sich jetzt das deutsche Parteiensystem 
auch auf der Rechten ausdifferenzierte“, 
meint Chefredakteur Dieter Stein — und 
überlegt sich, wie denn eine Partei, die 
zum Blatt passt, aussehen müsste: 

„— Verteidigung des exklusiven Schut- 
zes der Ehe und der Autonomie der Fami- 
lie gegen Eingriffe des Staates und die 
Ideologie des ‚Gender Mainstreaming‘ 

— Aktive Bevölkerungspolitik, Mut zur 
Elternschaft, Schutz des Lebens und 
Stopp der Tötung von jährlich hundert- 
tausend ungeborenen Kindern, für eine 
demographische Wende gegen den Nie- 
dergang unseres Volkes 

— Klare Begrenzung der Einwanderung 
und eine Integrationspolitik, die dem 
Leitbild nationaler Identität verpflichtet 
ist; für diese Kraft müssen auch die er- 
folgreich integrierten Einwohner gewon- 
nen werden 

— Mehr Freiheit und weniger Staat bei 
gleichzeitiger Stärkung der Inneren Si- 
cherheit nach dem Gesichtspunkt Law 
and Order und eine Renaissance des na- 
tionalstaatlichen Ordnungsrahmens als 
Solidarraum der ganzen Gesellschaft 

— Verteidigung von Meinungsfreiheit 
und Bürgerrechten gegen einen totalen 
Staat 

Es wird jedoch völlig neuer Formen 
politischer Mobilisierung bedürfen. Die 
Piratenpartei zeigt dies mit einem geris- 
senen Internet-Wahlkampf: 13 Prozent 
der männlichen Erstwähler machten ihr 
Kreuz bei dieser Anti-Zensur-Truppe. 
Das Parteiensystem ist in Bewegung. Da- 
rin könnte eine Chance für die Konserva- 
tiven liegen.“ 


‚Ob die Entwicklung einer solchen na- 


tionalistisch-reaktionären Partei ange- 
sichts gewandelter gesellschaftlicher Ver- 
hältnisse, anderen Familienverhältnissen, 
der Zunahme von Single- und Alleiner- 
ziehenden-Haushalten eine realistische 
Chance, ist nicht absehbar. Moderne Me- 
thoden alleine machen keine politische 
Formierung aus. 
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